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Bolen will führen 


Es läßt ſich nicht leugnen, daß das Verſtändnis, das Oberſt Beck in London für die 
außenpolitiſchen Pläne Polens gefunden hat, recht weitgehend iſt. Oberſt Beck hat 
erreicht, daß London die Berückſichtigung der „legitimen Intereſſen“ Polens bei dem 
etwaigen Zuſtandekommen eines neuen Weſtpaktes zugeſagt hat, daß es Polens 
meerespolitiſchen Ehrgeiz geſtärkt und deſſen e zuſammen mit 
den übrigen „zwiſcheneuropäiſchen“ Staaten eine „Jſolierungsſchicht“ zwiſchen 
das nationalſozialiſtiſche Deutſchland und das bolſchewiſtiſche Rußland zu legen, nicht nur 
als ideologiſch begründet, ſondern auch als machtpolitiſch wünſchenswert anerkannt hat, 
und daß es ſchließlich auch dem polniſchen Wunſche, bei einer Aufrollung der $ olo niak 
frage nicht übergangen zu werden, grundſätzlich zugeſtimmt hat. Dieſer diplomatiſche 
Erfolg des Oberſten Beck ſcheint in manchen polniſchen Kreiſen ein expanſions⸗ 
lüſternes Kraftgefühl wachgerufen zu haben. Dieſes Gefühl birgt für Polen 
inſofern gewiſſe Gefahren, als es auf der irrigen Vorſtellung fußt, daß England einem 
Staate auch dann zu Hilfe zu kommen bereit iſt, wenn dieſer Staat bei der Verfolgung 
der von ihm an ſich gebilligten Pläne einmal in Schwierigkeiten gerät. 

Die Verſtändigung mit England hat den außenpolitiſchen 
Regungen Polens neuen Auftrieb gegeben. Das um ſo mehr, als zu 
gleicher Zeit auch die Kreditverhandlungen mit Frankreich zum Ab⸗ 
ſchluß gebracht und Kredite in einer Geſamthöhe von rund 2,5 Milliarden 
Franken ſichergeſtellt worden ſind, von denen 800 Millionen (vollaufgewertete) 
Franken in 16 Vierteljahresraten in bar und 800 Millionen (im Rahmen der Preis- 
ſteigerung aufgewertete) Franken in Form von Maſchinenlieferungen für die polniſche 
Rüſtungsinduſtrie gegeben werden ſollen, während für die Bank Polſki Rediskontkredite 
in Höhe von 500 Millionen (wahrſcheinlich auch aufgewertete) Franken und 350 Milli- 
onen (nicht aufgewertete) Franken als zweite Rate für den Bau der Kohlenbahn Katto⸗ 
witz —Gdingen zur Verfügung geſtellt werden folen. Polen befindet fih, von England 
moraliſch gedeckt und von Frankreich finanziell unterſtützt, in einer Lage, die es ihm 
verlockend erſcheinen laſſen muß, den ſchon mehrfach vergebens gemachten Verſuch einer 
Drganifierung der „zwiſcheneuropäiſchen“ Staaten, oder um bei dem 
militärifchen Bilde der europäiſchen Frontenbildung zu bleiben: den Verſuch einer Mobili⸗ 
fiecung des politiſchen „Niemandslandes“ noch einmal zu unternehmen. Es hat ſich mit 
Eifer auf dieſe Arbeit geſtürzt. 

Die Ausbootung Titulescus hat fid) für Polen als eine Chance erwieſen, die raſch und 
erfolgreich ausgenutzt worden if. Rumänien und Polen haben ihr Bünd⸗ 
nis bon neuem bekräftigt, und zwar auf der Grundlage, auf der es ſeinerzeit 
zuſtandegebracht worden war: als gegenſeitige Sicherung gegen den großen Nachbarn im 
Oſten. Nach der amtlichen Verlautbarung haben Antonescu und Oberſt Beck „alle 
Fragen geprüft, die die beiden Staaten berühren, hierbei die vollkommene Ulebereinſtim⸗ 
mung der Anſichten ihrer Regierungen feſtgeſtellt und der Ueberzeugung Ausdruck gegeben, 
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daß es bei der gegenwärtigen Lage der Dinge notwendig ift, 
aufs engſte miteinander in Fühlung zu bleiben“. Die politiſche Ueber- 
einſtimmung ſoll durch die Stärkung der kulturellen, die Engergeſtaltung der militäriſchen 
und die Belebung der wirtſchaftlichen Beziehungen ergänzt und ausgebaut werden. In 
einem Kultur abkommen iſt die Schaffung wiſſenſchaftlicher Inſtitute, der Aus⸗ 
tauſch von Profeſſoren, Studenten und Schülern, die Veranſtaltung von Kunſtaus⸗ 
ſtellungen, die Durchführung von Rundfunkſendungen uſw. feſtgelegt worden. Ueberdies 
iſt der rumäniſche Generalſtabschef bereits mit der polniſchen Armeeführung in Fühlung 
getreten, um die Bedingungen der militäriſchen Zuſammenarbeit zu modernifieren. Es 
iſt Polen gelungen, ſeine rumäniſche Flanke, die einige Jahre lang durch die uneinheit⸗ 
u Einftellung der beiden Staaten gegenüber der Sowjetunion ungeſchüͤtzt war, wieder 
zu ſichern. 

Man darf freilich nicht überſehen, daß es zwei Faktoren gibt, die eine gewiſſe Un⸗ 
ſicherheit in die polniſch⸗rumäniſchen Beziehungen bringen. Das ift einmal die Tatſache, 
daß die innerpolitiſche Lage Rumäniens noch einigermaßen un⸗ 
geklärt iſt, da die Rechtskreiſe, unter deren Druck die Loslöſung der rumäniſchen Außen⸗ 
politik von Moskau erfolgt ift, noch nicht dazu gelangt find, ihren Einfluß im Staate zu 
ftabilifieren. Und das ift weiter die Tatſache, daß Rumänien im Hinblick uuf das mit Polen 
befreundete Ungarn auch heute noch ſein Verbleiben in der antirevioniſtiſchen Front für 
notwendig hält. Bis auf weiteres iſt Rumänien immer noch in erſter 
Linie Mitglied der Kleinen Entente und erſt in zweiter Linie 
der Verbündete Polens. Mit der Kleinen Entente aber iſt Polen bis heute 
in kein rechtes Verhältnis gekommen, da die Streitigkeiten, die zwiſchen ihm und ſeinem 
tſchechiſchen Nachbarn, dem maßgebenden Faktor dieſes Verbandes, beſtehen, noch nicht 
haben beigelegt werden können. Sie haben ſich im Gegenteil in demſelben Maße vertieft, 
in dem fi) Prag in die Rolle eines militäriſchen und politiſchen Vorpoſtens der M os- 
kauer Mitteleuropapolitik eingelebt hat. 

Es iſt anzunehmen, daß Polen ſeine früheren Verſuche wiederholen wird, die 
Kleine Entente zuſprengen und damit einen Pfeiler der tſchechi⸗ 
ſchen Außenpolitik zu ſtür zen. Die Ausſichten hierzu mögen ihm jetzt, wo es 
ſeine eigenen Beziehungen zu Rumänien wieder aufgewärmt und ſich das Verhältnis Süd⸗ 
ſlawiens ſowohl zu Italien wie zu Ungarn endlich ein wenig aufgeklärt hat, beſonders 
günſtig erſcheinen. Es iſt immerhin nicht ausgeſchloſſen, daß es Polen gelingt, wenigſtens 
die Bedeutung der Kleinen Entente noch um einige Grade zu mindern. Die ſchwie⸗ 
rigere Aufgabe iſtes jedoch, die Prager Politik wieder von Mos: 
kau zulöſen. Einem ſolchen Verſuche ſteht nicht nur das nicht unbegründete tſchechi⸗ 
fhe Mißtrauen gegen Polen und nicht nur das geradezu krankhafte tſchechiſche An- 
lehnungsbedürfnis an eine bewährt deutſchfeindliche Großmacht entgegen, ſondern auch das 
tief im Tſchechentum wurzelnde Gefühl der geiſtigen Verwandtſchaft mit der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Herrſchaft. Ohne die Tſchecho⸗Slowakei gedemütigt zu 
haben, iſt das Ziel, das Polen ſchon in Verſailles vorgeſchwebt 
und das es in keiner politiſchen Konſtellation ſeither aus den 
Augen verloren hat, nicht zu erreichen: die Organiſierung eines 
antideutſſchen Mitteleuropa unter polniſcher Führung. Zwei völ⸗ 
kiſche und machtpolitiſche Führungsanſprüche ſtehen in dem politiſchen Raum zwiſchen 
Deutſchland und der Sowjetunion gegeneinander. Dieſe konkurrierenden Anſprüche wer⸗ 
den, ſolange es 65 Völker gibt und ſolange ſie eigene Staaten beſitzen, auf die Dauer 
nicht durch eine Verſtändigung überbrückt, ſondern nur durch Kampf entſchieden werden 
können, — ein Umftand, der allerdings nicht dazu verleiten darf, die Augenblicks 
bedeutung der polniſch⸗tſchechiſchen Ausgleichsbeſtrebungen zu unterſchätzen. 

Zu dem Mitteleuropa, deſſen Organiſierung ſich Polen zum Ziel geſetzt hat, gehören 
auch die baltiſchen Staaten. Die Anerkennung, die Polen dort findet, wächſt 
mit der geographiſchen Entfernung. Eſtland iſt, wie es der Lage dieſes Landes und 
dem Charakter dieſes Volkes entſpricht, auf die Sicherung ſeines Beſtandes gegen den 
einzigen möglichen Feind, das bolſchewiſtiſche Rußland, bedacht. Die Vorausſetzungen 
für eine Zuſammenarbeit mit den antibolſchewiſtiſchen Mächten ſind in Eſtland alſo 
gegeben. Dagegen bleibt Lettland für Polen ein unzuverläſſiger Partner, nicht nur deshalb, 
weil ſeinem herrſchenden Volkstum die innere Widerſtandskraft gegenüber den bolſche⸗ 
wiſtiſchen Einflüſſen fehlt, ſondern auch deshalb, weil es im lettgalliſchen Völker⸗ und 
Konfeffionsgemifch die Zuſammenarbeit immer wieder ſtörende Konfliktsſtoffe birgt. Was 
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Litauen anlangt, fo ift in letzter Zeit wieder einmal von Ausgleichsverhandlungen mit 
Dan die Rede, ohne daß aber bisher ſchon praktiſche Ergebniſſe haben feftgeftellt werden 
önnen. 

Es iſt nicht verwunderlich, daß die polniſchen Verſuche, das „Niemandsland“ zu or⸗ 
ganifieren, eig eine gewiffe antibolſchewiſtiſche Tendenz 
aufzuweiſen. Einfach deshalb, weil die Sowjetunion von den beiden, an dieſem Länder: 
gürtel angrenzenden Großmächten diejenige iſt, die eine allenthalben fühlbare Durchdrin⸗ 

ung ihres weſtlichen Vorfeldes betreibt, was von Deutſchland auch die böswilligſten 
Propagandiſten ſchwerlich glaubhaft zu machen vermögen. Rumänien hat einigen Grund, 
ſich um den beſſarabiſchen Beſitz Sorge zu machen. Polen hat keinen Anlaß, ſich ſeiner 
Oſtgrenze allzu ſicher zu fühlen, und das Mißtrauen, das die „Gazeta Polska“ vor kurzem 
gegen den Wert des Nichtangriffspaktes mit den Sowjets geäußert hat, erſcheint durchaus 
berechtigt. Und was die baltiſchen Staaten betrifft, ſo iſt es wohl mehr als eine 
redneriſche Entgleiſung geweſen, wenn der Sekretär des Leningrader Parteibüros, Zdanorv 
Ende November in einer Rede dieſen Ländern — in Anlehnung an ein Wort Peters 
des Großen — damit gedroht hat, daß Rußland das Fenſter zur Oſtſee aufſtoßen und 
„mit Hilfe der Roten Armee nachſehen“ werde, was in den Randſtaaten los iſt. Polen 
ſieht in ſolchen Erſcheinungen einen paſſenden Anlaß, ſeine Außenpolitik, die in Wirklichkeit 
eine febr aktive Expanſionspolitik ift, mit dem Heiligenſchein einer europäiſchen 
„Miſſion“ zu umgeben. Demgegenüber darf man — vor allem in Deutſchland — 
zweierlei nicht vergeſſen: Erſtens entſprechen die innerpolniſchen Dinge Polens in vieler 
Hinſicht durchaus nicht den Anforderungen, die an ein Land geſtellt werden müſſen, das 
fih anſchickt, eine ſolche „Miſſion“ zu erfüllen; das heißt: es wäre gefährlich, fidh 
darauf zu verlaſſen, daß Polen geeignet ift, Deutſchland und 
damit Europa vor dem Bolſchewismus zu decken. Und zweitens hat 
die Erfahrung gerade der letzten Menſchenalter gelehrt, daß Polen im Bedarfsfalle gar 
keine Bedenken trägt, ſeine „Miſſion“, die es geſtern noch im ruſſiſchen Oſten geſucht 
hat, morgen im deutſchen W e ften zu ſuchen. Dr. K. 


Im Zeichen der Verſtändigung 


Es iſt bemerkenswert, mit welcher Offenheit in Polen gegen die deutſche Volksgruppe 
und gegen Deutſchland gehetzt wird. Es iſt eine tägliche Erſcheinung, daß in der Preſſe 
und in Verſammlungen zur weiteren Entrechtung, Verdrängung und e der deut⸗ 
ſchen Volksgruppe aufgehetzt wird und gegen Deutſchland die niedrigſten Verleumdungen 
ausgeſtreut werden. Das deutſch⸗polniſche Preſſeabkommen wird vielfach als nicht 
beſtehend betrachtet. Die deutſch-polniſche „Annäherung“ ift zu einem Geſpött journa⸗ 
liſtiſcher Freibeuter geworden. Das ift niht erſtaunlich, da ja hervorragende Leute des 
Regierungslagers an dieſem Treiben teilnehmen und fih nicht ſcheuen, im Zeichen der 
„Verſtändigung“ offene Grenzreviſionspropaganda zu treiben. Einige Beiſpiele aus der 
letzten Zeit ſollen hier angeführt werden. 


Der nationaldemokratiſche „Kurjer Poznanſki“ ſchrieb in ſeiner Nummer vom 23. No⸗ 
vember: „Seit einigen Wochen finden wir in den deutſchen Zeitungen einen ungewöhnlichen 
Vorwurf: man klagt einen großen Teil der Blätter der polniſchen Preſſe oder auch 
einzelne Blätter deswegen an, weil ſie das deutſch⸗polniſche Preſſeabkommen nicht beachten 
und Artikel veröffentlichen, die die ‚freundfchaftlichen und friedlichen Beziehungen des 
Deutſchen Reiches zu Polen ſtören können. Dieſer Vorwurf iſt inſofern ungewöhnlich, 
als weder uns, noch auch den Redaktionen anderer Blätter, 
wenigſtens ſoweit es fih um die nationale Preſſe handelt, der Inhalt eines 
ſolchen Preſſeabkommens oder einer Verſtändigung über- 
haupt bekannt iſt.“ 

* 

Die „Polonia“ in Kattowitz ſchrieb in ihrer Nummer vom 22. November: „... In 
Wirklichkeit iſt die Hitlerbewegung ebenſo eine Bedrohung für die 
europäiſche Kultur und den katholiſchen Glauben wie der Bolſchewismus. Den 
Bolſchewismus durch die Hitlerbewegung zu bekämpfen, heißt den Teufel mit Beelzebub 
austreiben. Der Bolſchewismus und die Hitlerbewegung haben denſelben Vater, ſie ſind 
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Kinder des deutſchen Geiſtes. Ohne Hegel hätte es keinen Karl Marx gegeben, ohne 
Hegel aber würde es auch keinen Hitler geben.“ 


Das Organ des Wojewoden Grazynſki, die Kattowitzer „Polska Zachodnia“, 
charakteriſierte vor kurzem die amtliche polniſche Einſtellung zur nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung mit folgenden Worten: „Die Propaganda des Hitlerismus 
und die Glorifizierung Deutſchlands und Hitlers in Polen ſtellen wir vom Standpunkt 
des polniſchen Staatsintereſſes auf die gleiche Stufe mit der Moskauer 
kommuniſtiſchen Propaganda und der Glorifizierung ihres Führers Stalin“. 

* 


Die Polniſche Literaturakademie veranſtaltete am 28. November in Kattowitz eine 
Kundgebung, die dem Gedächtnis des Dichters Norbert Bonczyk gewidmet war. Der 
Vorſitzende der Akademie, der Schriftſteller Sieroszewſki feierte den Aufſtands⸗ 
wojewoden Grazynſki in einer Anſprache und überreichte ihm den Goldenen Akademiſchen 
Lorbeer „für Verdienſte um die polniſche Kultur und damit zugleich um das Wohl der 
Literatur“. Grazynſki hielt darauf eine Anſprache, in der er u. a. wörtlich ausführte: 
775 Vom Weſten kam unbarmherzig der deutſche Druck, um das Polentum mit allen 
möglichen Mitteln auszurotten. Vor dieſem Anſturm zog ſich das polniſche Volk bis in 
die Gegend von Oppeln zurück... Und fo kommt inmitten des größten Druckes von 
Seiten des deutſchen Staates eine immer mächtigere, immer mehr kämpferiſch eingeſtellte 
Nationalbewegung, die ſchließlich in der ſchönſten Kundgebung des polni⸗ 
ſchen Geiſtes endet, die unzweifelhaft die drei ſchleſiſchen Auf: 
ſtände als wahre bewaffnete Volksbewegungen in Polen dar⸗ 
ſtellen. . .. Dieſe ſchöne polniſche Sprache klingt heute weit über die polni- 
ſchen Staatsgrenzen bis über Oppeln hinaus. Sie klingt im Grenzland und in 
Maſuren. Heute iſt ſie dort vielleicht ein Lied der Hoffnung, 
morgen kann fie eine Triumpfhymne werden.“ 

* 


Das Organ des Verbandes für den polniſchen Staatsgedanken, die Monatsſchrift 
„Nasza Przyzloſc“ veröffentlichte in ihrer Nummer 49 unter der Uleberſchrift „Danzig 
muß unſer ſein“ einen Artikel, der die polniſche Einſtellung zu Danzig unumwunden 
charakteriſiert. Einige Stellen ſeien dieſem umfangreichen Artikel entnommen: „Die 
Weichſel muß in ihrem ganzen Laufe uns gehören. Dieſe klar aus⸗ 
gedrückte Forderung werfen wir unumwunden in die polniſche Allgemeinheit.. Wir 
wiederholen es hart und entſchloſſen: Die Weichſel muß ganz polniſch werden! Infolge 
der Kurzſichtigkeit der Schöpfer des Verſailler Vertrages iſt Polen die Kehle abgeſchnürt 
worden, indem man aus Danzig einen ſelbſtändigen Staat ſchuf, der uns gegenüber natur⸗ 
gemäß feindfelig eingeſtellt fein muß.. .. Dasſelbe hat man mit Memel, dem ‚Zugang 
Litauens zum Meere gemacht. Aber das kleine Litauen wartete den entſprechenden 
Augenblick ab, um fich deſto entfchiedener in Memel feſtzuſetzen. Nur wir Polen ... er: 
kennen fügſam den Danziger Unfinn an und erlauben es ſogar, daß in einem Staate, 
der unter unſerer Aufſicht (!) ſteht, fremde (I) Sturmtrupps, ja fogar fremde (1) Re: 
gierungen herrſchen. . .. Andere Staaten machen mit ihren andersſprachigen Bürgern 
auch nicht viel Umſtände .. Daher darf das Sprachen- und Nationali⸗ 
tkätenproblem Danzigs für den polniſchen Großmachtgedanken 
überhaupt kein Problem fein. Mögen die Danziger doch unſeretwegen 
chineſiſch ſprechen und Buddha anbeten — Danzig muß trotzdem zu Polen zurückkehren, 
da es uns unbedingt notwendig iſt. Das iſt eine der wichtigſten Forderungen unſerer 
ſtaatlichen Exiſtenz ... Der faufendjährige Kampf der mächtigen germaniſchen Welt 
mit den Polen hat ſtets, früher oder ſpäter, mit einem Plowce oder Grunwald geendet, 
wenn er auch zeitweiſe den Deutſchen Erfolge gebracht haben mag. Wenn es früher 
ſo war, wie würde es erſt jetzt oder in der Zukunft ſein, jetzt, da das Selbſtbewußtſein 
der polniſchen Nation ſo ſehr geſtärkt und durch die geſchichtlichen Erfahrungen erhärtet 
worden ift, und da die ganze Welt gegenüber den Gefahren des erobe⸗ 
rungsſüchtigen teutoniſchen Geiſtes beſonders wachſam, manch⸗ 
mal ſogar vielleicht allzu empfindlich iſt! Es iſt ja heute ſchon ſo weit gekommen, daß 
auf den bloßen Klang des Wortes furor teutonicus' hin alle ziviliſierten Länder ihre 
gegenſeitigen Streitigkeiten vergeſſen und fih zu einer gemeinſamenantideut⸗ 
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ſchen Front zufammenfinden... Danzig muß unfer fein, da es vor Jahr- 
hunderten unſer war. Darüber iſt nicht weiter zu reden. Die Herrſchaft über die ganze 
Weichſel iſt die grundlegende Forderung der polniſchen Geopolitik.“ 

* 


Am 28. November beging der „Verband der polniſchen Jugend“, dem ein 
großer Teil der heute führenden Politiker Polens angehört bezw. angehört hat, die 
Feier feines 50jährigen Beſtehens. Bei der Feier, die im Warſchauer Rathausfaale ſtatt⸗ 
fand, war der Staatspräſident durch den ſtellvertretenden Miniſterpräſidenten 
und Finanzminiſter Kwiatkowſki vertreten. Anweſend waren u.a. die Miniſter 
Smwietoslamffi und Ulrych, die Staatsſekretäre Ujejffi und Korſak, 
ferner Koscialkowſki, Koc, Goredi und Starzynſki. Es ſteht alfo 
außer Zweifel, daß die Reden und Entſchließungen, die aus Anlaß dieſer Feier gehalten 
bezw. gefaßt wurden, nicht die Meinungsäußerung eines privaten Verbandes, ſondern die 
ausdrückliche Willensbekundung höchſter Staatsſtellen ſind. Das gilt auch für die von 
den Verſammelten angenommene Erklärung des Organiſationsrates des „Verbandes der 
polniſchen Jugend“. Dieſe Erklärung ſchließt mit folgenden Worten: „Wir müſſen 
unſere Rechte auf Oſtpreußen und Deutſch⸗Schleſien betonen. 
Der Zugang zum Meere muß gefeſtigt werden. Gegenüber der 
Ukraine ſtehen wir auf dem Boden ihrer Unabhängigkeit und 
ihrer föderativen Verbindung mit Polen“. 


Das polniſche Negierungslager 


Seit Monaten wartet man in Polen darauf, daß Ober ft Koc das Programm und 
die Organiſation des neuen Regierungslagers verkündet. Es iſt kein Wunder, daß die 
Verſchleppung dieſer allgemein als dringend empfundenen Angelegenheit von der Oppo⸗ 
ſition als ein Zeichen der Ratloſigkeit der regierenden Kreiſe ausgelegt wird, die weder 
ſich felbft, geſchweige denn die anderen unter ein Dach zu bringen vermögen. Bisher find 
nicht einmal die Kreiſe, die den Grundſtock des neuen Lagers abgeben ſollen, bekannt. 
Das Nächſtliegende wäre an ſich geweſen, alle die Gruppen, die dem vor reichlich einem 
Jahr aufgelöſten alten Sanierungslager angehört haben, wieder zu einem neuen, 
die Regierung ſtützenden Block zuſammenzufügen. Doch ift es wenig wahrſcheinlich, daß 
ſich auf dieſe Weiſe die notwendige innere Geſchloſſenheit herſtellen läßt. Es iſt dann u. a. 
der Legionärverband, deſſen Leitung vor einigen Monaten dem Oberſten Koc 
anvertraut worden iſt, als eine Art Kerntruppe des neuen Lagers herausgeſtellt worden. 
Auch hat ſich der ſeit einem halben Jahrhundert beſtehende „Verband der polni⸗ 
ſchen Jugend“, der eine ganze Reihe führender Perſönlichkeiten des politiſchen Lebens 
zu ſeinen Mitgliedern zählt, in Erinnerungen zu bringen verſucht. Aber eine Entſcheidung 
iſt bisher weder zugunſten dieſer noch irgendwelcher anderer Gruppen gefallen. Auch 
darüber läßt ſich bisher noch nichts Endgültiges ſagen, ob und wie weit es gelingen wird, 
diefe oder jene Gruppen der Dppofition in das neue Lager einzubeziehen. Bekannt 
iſt von der zu ſchaffenden Regierungsorganiſation bisher nur der Name, der voraus⸗ 
ſichtlich „Lager des ftaatspolitifhen Gedankens“ oder fo ähnlich lauten 
ſoll und eine Wochenſchrift, die ſeit kurzem unter dem Titel „Zaczyn“ („Sauerteig“) 
erſcheint und dazu beſtimmt zu ſein ſcheint, das ideologiſche Sprachrohr des noch nicht vor⸗ 
handenen Lagers zu bilden, was Oberſt Koc allerdings dementiert hat. 

Immerhin ſind die programmatiſchen Ausführungen dieſes Blattes 
beachtlich, und man kann von ihnen aus wohl gewiſſe Rückſchlüſſe auf die ideologiſche 
Ausgangsſtellung und die politiſche Arbeitsmethode des neuen Lagers ziehen. Als das 
Primäregilt der Staat, nicht das Volk. In der Arbeit am Staat foll das 
Volk die innere Einheit gewinnen, die es bisher nicht beſitzt. Das Volk aber iſt 
in ſeiner Maſſe nicht zur Mitarbeit am Staate geeignet. „Der 
ſtaatliche Gedanke“, heißt es im „Zaczyn“ hierüber, „kann nicht alle erfaſſen, weil er zu 
ſchwierig iſt, weil er nicht nur eine große Vorbereitung, ſondern auch eine beſtändige Arbeit 
und eine immer größere Anſtrengung erfordert, um ſich auf das Niveau des zeitgenöſſiſchen 
Wiſſens und Könnens zu erheben“. Die Führung des Staates iſt das Recht 
einer Elite. Dieſe Elite verzichtet darauf, unmittelbar auf die Maſſen zu wirken 
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und die Maſſen zu organifieren. Es gehe nicht an, heißt es im „Zaczyn“, die ganze Laſt 
der Verantwortlichkeit für das Wohl des Staates auf die Schultern des Oberſten Feld⸗ 
herrn zu wälzen; es müſſe eine Organiſation entſtehen, die einen 
Mittelpunkt des ſtaatlichen Lebens bildet und von der Staats- 
idee beſeelte Staatsarbeiter erzieht. Gegen das alte Ganierungslager 
wird der Vorwurf erhoben, daß es die Bahnen Pilſudſkis, „des größten Bekenners der 
polniſchen Staatsidee“, verlaſſen und zugelaſſen habe, „daß in Polen, wie vielleicht 
nirgends in der Welt, wirtſchaftliche und vor allem erzieheriſche Einflüſſe aller möglichen 
Internationalen ihr Unweſen treiben“. Es wird dann allerdings nicht geſagt, was der 
Inhalt der polniſchen Staatsidee iſt. Es wird nur geſagt, daß weder die kapitaliſtiſche, 
noch die antikapitaliſtiſche, weder die jüdiſche, noch die antiſemitiſche, weder die nationali⸗ 
ſtiſche, noch die liberale, weder die religiöfe, noch die antireligiöſe Internationale, weder der 
Faſchismus, noch der Nationalſozialismus und erſt recht nicht der Kommunismus zu dieſer 
Staatsidee paſſen. Es wird auch nichts darüber geſagt, wie das Verhältnis des 
durch die zu ſchaffende Organiſation repräſentierten Staates zum Volke ausſehen 
ſoll. Nur ſo viel ſcheint ſicher zu ſein, daß die Elite, die ſich als Träger der Staatsidee 
proklamiert, nicht die Abſicht hat, ſich im Sinne einer demokratiſchen Verfaſſung dem 
klrteil des Volkes zu unterwerfen. 

Im Grunde iſt in dem, was der „Zaczyn“ geſagt hat, nichts Neues enthalten. Keine 
der Fragen, mit denen man ſich ſchon zu Lebzeiten Pilſudſkis und noch mehr nach feinem 
Tode herumgeplagt hat, iſt durch die Betonung der Staatsidee beantwortet worden. Für 
die mehrfach angekündigte ideologiſche Dffenfive des Regierungslagers gegen die Oppoſition 
iſt eine Idee, die nach den eigenen Worten ihrer Vertreter „nicht alle erfaſſen können, weil 
ſie zu ſchwierig iſt“, kaum eine geeignete Waffe. Man kann daraus vielleicht entnehmen, 
daß die regierende Schicht, von der es übrigens vorerſt noch fraglich iſt, ob ſie ſelber eine 
geſchloſſene Einheit darſtellt, darauf verzichtet hat, die Dppofition propagandiſtiſch nieder- 
zuwerfen. Eine Staatsidee beſitzt zweifellos eine ſtarke moraliſche Kraft, — wenn das 
Volk von ihr erfaßt und ihr zu dienen bereit iſt. Das hat die Idee des preußiſchen 
Staates bewieſen, und das beweiſt die Idee des faſchiſtiſchen Staates. Vom Polen aber 
heißt es, daß er für fein Vaterland zu ſter ben, nicht aber für es zu arbeiten und 
zu leben bereit iſt. Und die polniſche Staatsidee hat ſich im polniſchen Volke faſt ſtets 
nur ſoweit als wirkſam erwieſen, als fie erpanjionijtijcdye Tendenzen verfolgte, d. h. als 
Anreiz nach außen, nicht aber als Verpflichtung nach innen. 


Kulturelle Anleihepolitik 


Vor ein oder zwei Jahren befragte eine polniſche Organiſation in den Vereinigten 
Staaten die dort lebenden Polen in einer Art Abſtimmung, welche Männer nach ihrer 
Meinung zu den größten Erſcheinungen der polniſchen Geſchichte gehören. Das Ergebnis 
dieſer Rundfrage war einigermaßen verblüffend; denn die meiſten der Befragten entſchieden 
ſich für einen — Deutſchen, den Aſtronomen Nikolaus Coppernicus und be⸗ 
zeichneten dieſen — vor Pilſudſki, Miekiewicz, Kosciuczko uſw. — als den „bedeutend⸗ 
ſten Polen“! In einer vom „Polniſchen Inſtitut für die Zuſammenarbeit mit dem Aus⸗ 
lande“ unter dem Titel „Was jeder ins Ausland fahrende Pole wiſſen muß“ heraus⸗ 
gegebenen Schrift, die jedem ins Ausland reiſenden Polen in die Hand gedrückt wird, um 
ihn in Stand zu ſetzen, im Ausland ein Propagandiſt der polniſchen Sache zu werden, 
findet man u. a. folgende Sätze: „Der polniſche Aſtronom Nikolaus Coppernicus hat 
im 15. Jahrhundert eine Revolution der Wiſſenſchaft hervorgerufen, indem er nachwies, 
daß ſich die Erde um die Sonne dreht und nicht die Sonne um die Erde, wie man früher 
annahm. Gleichzeitig war er ein hervorragender Wirtſchaftler, der Schöpfer eines 
Geſetzes, das in der Wirtſchaftslehre als das Grashamſche Geſetz („Schlechtes Geld verz 
drängt gutes“) bekannt ift und das er in feinem Werk ‚De Moneta’ bewies.“ Vor kurzem 
wurde in der Univerſität Bologna in Anweſenheit des Botſchafters Dr. Wyſocki 
eine von der polniſchen Botſchaft in Rom geſtiftete Copper⸗ 
nicus-Büfte enthüllt. Das geſchah allerdings nicht, wie ein harmloſes Gemüt 
vielleicht vermuten könnte, um „im Zeichen der deutſch-polniſchen Annäherung“ den 
deutſchen Denker und Forſcher zu ehren, ſondern um Polen vor der italieniſchen Oeffent⸗ 
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lichkeit mit dem Ruhme des coppernicanifchen Geiſtes zu überſtrahlen; und die italieniſchen 
Stellen brachten den polniſchen Büſtenſtiftern jene lächelnde Nachſicht entgegen, welche 
den Unbeteiligten eignet, die zwar Beſcheid wiſſen, aber Mitleid mit dem Geltungs⸗ 
bedürfnis ihrer Mitmenſchen empfinden. Man wird zugeben müſſen, daß die unge⸗ 
nierte Art der Polen, ihrer kulturellen Kleptomanie auch außer⸗ 
halb der Grenzen ihres Staates die Zügel ſchießen zu laſſen, 
eine Angelegenheit ift, die nicht mehr bloß den Forſcher, ſondern auch den Politi: 
ker angeht, die nicht nur den Proteſt der Vertreter des deutſchen Geiſteslebens hervor— 
rufen muß, ſondern eigentlich ausreichen ſollte, die Diplomatie in Aktion treten zu laſſen. 
Der polniſche Botſchafter Dr. Wyſocki ſoll bei der Feier polniſchen Meldungen zufolge 
u. a. folgendes ausführt haben: Das polniſche und das italieniſche Volk begnügten ſich 
nicht damit, materielle Reichtümer zu erwerben, ſondern ſie verſtänden es kraft ihres 
Genies, die Naturkräfte zu ergründen, und fie feien beſtrebt, ihr Vaterland mit Ruhm zu 
umgeben, wie das Coppernicus für Polen und Galilei für Italien getan hätten. Gelegent⸗ 
lich der Feier iſt übrigens der in Bologna beſtehende „Verein der Freunde Polens“ in 
„Nikolaus⸗Coppernicus⸗Verein“ umbenannt worden! Der agitatoriſche Zweck der Bolog⸗ 
neſer Feier und der anderen erwähnten „Bemühungen“ um den berühmten Aſtronomen 
geht aus der Aeußerung eines polniſchen Blattes hervor, welches ſich, als kaum die Hülle 
von der Coppernciusbüſte in Bologna gefallen war, ſchon auf die Italiener als auf die 
Kronzeugen der polniſchen Legende berief: Um die deutſche Behauptung, daß Copper⸗ 
nicus ein Deutſcher war, „voll und ganz zu widerlegen“, genüge die Feſtſtellung, „daß 
ſogar die Italiener den Coppernicus für einen Polen halten“. 


Es iſt ſicher, daß die maßgebenden Kreiſe in Polen ſelber im 
Ernſt nicht daran glauben, daß Coppernicus ein Pole geweſen 
fein foll. Die Frage nach deffen Volkszugehörigkeit ift von nüchternen und ehrlichen 
polniſchen Wiſſenſchaftlern ſchon längſt und endgültig im deutſchen Sinne beantwortet 
worden. So erſt letzthin wieder von dem Pa 0 Hiſtoriker Jeremi Wafie 
utynſki, der ſich in der Warſchauer Zeitſchrift „Proſto z moſtu“ unter dem Titel 
„Der Streit um die Volkszugehörigkeit des Coppernicus“ mit dieſer Frage befaßt hat. 
Die weſentlichen Stellen des Aufſatzes ſeien hier wiedergegeben. Waſiutynſki ſchreibt: 
m . Es iſt üblich, daß Erwägungen dieſer Art (über die Volkszugehörigkeit) mit der 
Genealogie beginnen, obgleich Ab ſtammung und Nationalgefühl zwei völlig 
verſchiedene Dinge find. In dieſem Falle (d. h. im Falle des Coppernicus) ſtimmen 
beide jedoch überein. Die Familie Coppernicus ſtammt aus dem heutigen 
Deutſchoberſchleſien, aus dem Dorf Copernik (lat. Copernic, deutſch Köppernig), 
deffen Name aus dem Wort Ropper, der niederdeutſchen Bezeichnung für 
Kupfer, gebildet worden iſt. Tatſächlich befanden ſich Kupferbergwerke in der Nähe. 
Schon im 14. Jahrhundert kam die Familie Coppernicus nach Krakau, ſpäter auch 
nach Thorn. Sie ſchrieb ſich immer mit zwei „p“ (Coppernik, Koppernik, Koppernig, 
Koppirnik, Koppirnick uſw.). Was die Mutter des Aſtronomen anbetrifft, 

ſo ift die Herkunft des berühmten Thorner Patriziergeſchlechtes Watzen⸗ 

rode, aus dem ſie ſtammt, umſtritten (Niederſachſen oder Weſtfalen). Weſentlicher 
für die Frage der Volkszugehörigkeit des Coppernicus find feine eigenen Familien- 
verhältniſſe, die Umgebung ſeiner Freunde und Bekannten. Gerade dieſe 
Umgebung hat ausgeprägt gutbürgerlichen und gleichzeitig d e u tf hen Charakter. Die 
einzige in Frage kommende Verbindung mit Polen kam auf die Weiſe zuſtande, daß eine 
Watzenrode, eine Verwandte der Mutter des Aſtronomen, den Kulmer Ulnterkämmerer 
Maciej Konopacki heiratete. Die nächſten Verwandten des Coppernicus waren die 
von Allen, die Kinder feiner Tante.“ Cordula von Allen, die Coppernicus faſt gleiche 
altrig war, heiratete den reichen Danziger Reinhold Feltſtette; nach deſſen Tod⸗ 
wurde Coppernicus der Vormund der Kinder Feltſtettes. Seine Schweſter Katharina 
heiratete den Krakauer Kaufmann Bartel (Bartholomäus) Gertner. Die Nach⸗ 
kommen Katharinas und Cordulas gingen ausſchließlich innerhalb der deutſchen Bürger⸗ 
ſchaft Preußens eheliche Verbindungen ein. Nach Coppernicus Tode erbten die Familien 
Möller aus Stargard, Loitſch aus Danzig und Stulpawitz aus Königsberg 
ſein kleines Vermögen. 


„Die wenigen Freunde des Aſtronomen“ ſagt Waſiutynſki dann weiter, 
„gehörten im allgemeinen derſelben Geſellſchaftsklaſſe und demſelben (deutſchen) Volks⸗ 
tum an“. Der ihm am nächſten ſtehende war der Domherr und ſpätere Biſchof Tiede- 
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mann Gieſe. Gieſe ſympathiſierte, ähnlich wie auch Coppernicus mit der Refor⸗ 
mafion. Beide befreundeten fih mit dem berühmten Ketzer Alexander Seulteti, 
der, ebenfalls ein Mitglied des ermländiſchen Domkapitels, im Jahre 1539 von König 
Sigismund (von Polen) geächtet wurde und ſich nach Rom zurückzog. „Dieſe 
freundſchaftlichen Beziehungen“, meint Waſiutynſki, „mußten die urſprünglich unzweifel⸗ 
haft vorhandene Polenfreundlichkeit des Coppernicus abſchwächen“. In derſelben Rich⸗ 
tung wirkte die Tatſache, daß der König von Polen danach ſtrebte, die ermländiſchen 
Pfründen, die bis dahin ausſchließlich den preußiſchen Patriziern vorbehalten waren, 
mit Polen zu beſetzen. „Der erſte wirkliche Pole im ermländiſchen 
Domkapitel war Pawel Plotowſki, der in dieſem Kreis vollkommen fremd 
war und ſich ſogar nach ſeiner Ernennung ſelten in Frauenburg zeigte. Gerade er 
begann die Hare e gegen Coppernicus, die die letzten Lebens⸗ 
jahre des größten Aſtronomen vergifteten.“ Als Feinde des Copper- 
nicus traten auch zwei verpolte Danziger Deutſche, Dantiscus und Hoſius auf. 
Die gegen ihn, ſeine Freunde, wie z. B. Sculteti und den Naumburger Burghauptmann 
Johann von Werden, ſowie gegen feine Geliebte, Anna Schilling, gerichteten 
Umtriebe führten, wie Wafiutynffi weiter berichtet, dazu, daß Coppernicus fidh der 
Partei der preußiſchen Autonomiſten innerhalb des Frauen: 
burger Domkapitels anſchloß. Die Tatſache, daß ſich Coppernicus, ſeine Freunde 
und Verwandte gegen den Deutſchen Orden ſtellten, hatte, wie Wafiutynffi aug- 
drücklich betont, lediglich ſtandespolitiſche Gründe. „In keinem Fall 
kann man von irgendeiner nationalen Abneigung ihrerſeits 
gegenüber dem Orden ſprechen, wie das viele polniſche Lebensbeſchreibungen 
des Coppernicus) fun.” Sowohl der Onkel des Aſtronomen, der Frauenburger Biſchof 

ukas Watzenrode, wie auch fein Bruder, Andreas Coppernicus, traten 
den polniſchen Beſtrebungen, die Rechte der preußiſchen Patrizier zugunſten landfremder 
polniſcher Elemente zu ſchwächen, in ſchroffer Weiſe entgegen. 

Nach dieſen Feſtſtellungen fährt Waſiutynſki u. a. fort: „Die wertvollſten sl e 
zur Beſtimmung des Nationalgefühls des Coppernicus geben uns feine eigenen Schrif⸗ 
ken und Aufzeichnungen. Vor allem muß man beachten, daß er einige 
eigenhändig in deutſcher Sprache geſchriebene Briefe und Denk⸗ 
ſchriften, ſowie viele Notizen hinterlaſſen hat, dagegen kein Wort 
in polniſcher Sprache. Ein vollkommen klares Bekenntnis 
ſeines preußiſchen Patriotismus legte Coppernicus in der letzten latei⸗ 
niſchen Ausgabe ſeiner Abhandlung über das Geld ab. Er beſchrieb dort eingehend die 
Geſchichte der preußiſchen Währung und deren allmählichen Verfall. Die Schlacht 
bei Tannenberg bedeutete für ihn das traurige Datum einer 
Niederlage Preußens, von der ab ‚der Verfall des Staates fih immer 
deutlicher an der Währung zu zeigen begann’. Und weiter: ‚Diefe ungeheure Nieder⸗ 
lage des preußiſchen Staates ſehen die, die das betrifft, gleichgültig mit an und laffen 

u, daß das geliebte Vaterland, dem gegenüber [ie nach Gottes 
Willen nicht nur die größten Verpflichtungen haben, ſondern 
dem ſie ſogar ihr Leben opfern ſollten, ſich mit jedem Tag mehr und 
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mehr durch ihre träge Nachläſſigkeit dem traurigen Verfall zuneigt““. 


Aus all dieſen Tatſachen zieht Waſtutynſki folgende Schlüſſe: „Man darf nicht 
behaupten, Coppernicus fei ein gebürtiger Pole geweſen, noch 
viel weniger darf man diefe Behauptung im Ausland propa: 
gieren', woentgegengeſetztlautende Dokumente, z. B. in den deutſchen 
Quellenſammlungen, bekannt find“ (ohne daß fie, wie Waſiutynſki hervorhebt, bisher 
von einem polniſchen Verlage veröffentlicht worden ſind). „Was war alſo Coppernicus?“ 
fragt Waſiutynſki, und er antwortet darauf: „Ein preußiſcher Patriot, der 
Herkunft nach ein deutſchſprechender Thorner Bürger.“ Dieſen 
gänzlich eindeutigen Feſtſtellungen eines polniſchen Forſchers iſt kaum noch etwas hinzu⸗ 
zufügen. Höchſtens das Erſtaunen darüber, wie es möglich iſt, daß die polniſche Propa⸗ 
ganda, die Coppernicus als einen Polen bezeichnet, nicht einſieht, wie ſehr ſie vor 
der Welt das polniſche Geiſtesleben blamiert, indem ſie durch ihre 
geiſtige Anleihepolitik nur dazu beiträgt, den Verdacht der kulturellen Aermlichkeit der 
polniſchen Geſchichte zu verſtärken. 
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Grenzſiedlung in der Bayeriſchen Oſtmark 


Das Jahr 1919 war für den bayeriſchen Grenzraum von ſchickſalſchwerer Be⸗ 
deutung. Auf den Höhenkämmen des Bayer: und Böhmerwaldes lief zwar auch vorher 
ſchon eine Staatsgrenze entlang; aber diefe Grenze hatte damals doch in keiner Hinſicht 
eine feindlich trennende Wirkung. Sie war eine Freundgrenze, an der keinerlei politiſche 
Gefahren drohten. Das änderte ſich mit einem Schlage, als am 4. März 1919 die Schüſſe 
tſchechiſcher Legionäre durch die Straßen ſudetendeutſcher Städte peitſchten und das 
Alarmzeichen für den Beginn einer neuen Herrſchaft gaben. Ohne Volksbefragung war 
ein neues Machtgebilde entſtanden, die „Ceskoſlovenfka Republica“, in die über drei⸗ 
einhalb Millionen Deutſche, die faſt 24% der Geſamtbevölkerung ausmachten, gegen 
ihren Willen eingeſperrt wurden. Der Leidensweg der Sudetendeutſchen begann. Mit 
ſtaatlicher Unterſtützung ſetzte ein Kampf um die „Rückgewinnung“ der „verdeutſchten 
Gebiete“ ein, um die völkiſche Eroberung der böhmiſch-mähriſchen Randgebiete, die im Laufe 
von mehr als zwei Jahrtauſenden nie anders waren als germaniſch und deutſch. Die 
ſudetendeutſche Induſtrie, die mit 80% den Hauptanteil an der Induſtrie der alten Donau⸗ 
monarchie ausgemacht hatte und ſich wiederum zu 80 in deutſchen Händen befunden 
hatte, wurde zum Erliegen gebracht. Das deutſche Gebiet wurde mit tſchechiſchen Be⸗ 
amten, Arbeitern und Siedlern durchſetzt und „aufgelockert“. Bei Furth i. W. ſtieß ein 
tſchechiſcher Volkskeil bis zur Reichsgrenze durch! Das ſudetendeutſche Vorfeld des 
Reichsgebietes hörte auf, eine Sicherheitszone zu ſein; es wurde durch den tſchechiſchen 
Angriff in eine Gefahrenzone verwandelt. Vor diefe neue Lage ſieht fidh heute die 
Bayeriſche Oſtmark geſtellt. Sie grenzt heute an den Machtbereich eines erbitterten 
Feindes, der ſeine begehrlichen Blicke bereits auf die zum Reiche gehörenden 
Gebiete richtet. Man ſehe ſich die Karte von Hanuſch Kuffner an, die von den Tſchechen 
in Verſailles vorgelegt wurde und auf der das Gebiet bis zur Nab und Donau als 
tſchechiſch eingeſetzt ift! Das zielbewußte volks-, mehr: und wirtſchaftspolitiſche Bor- 
dringen des Tſchechentums wäre, ſelbſt wenn die Bayeriſche Oſtmark ein dicht beſiedeltes 
und reiches Land wäre, eine Gefahr. 

Die Mechanifierung des Handwerks hatte bereits lange vor dem Weltkrieg das Wirt: 
ſchaftsleben der Bayeriſchen Oſtmark aufs ſchwerſte bedrückt. Innerlich bereits erkrankt, 
trat das Land in die Nachkriegskriſe ein. Vor dem Kriege konnten die oſtbayeriſche 
und die böhmiſche Wirtſchaft als die zwei Hälften eines zu: 
ſammengehörigen Ganzen angeſehen werden. Durch die Aufrichtung 
des tſchechiſchen Staates aber wurde nicht allein die eine Hälfte von dieſem Ganzen 
getrennt, ſondern ſie trat auch noch in eine feindſelig betonte Konkurrenz mit der oſt⸗ 
bayeriſchen Wirtſchaft. Die Weimarer Republik ſtand dieſer Lage verſtändnislos gegen⸗ 
über. In Berlin erklärte man einfach, es gäbe keine bayeriſche Grenznot, weil die baye⸗ 
riſche Grenze doch durch die Friedensdiktate in ihrem Verlaufe keine Aenderung erfahren 
habe! Aus dieſer Einſtellung heraus war es dann möglich, daß im Parlament das böſe 
Wort fiel, daß Bayern erſt eine Grenznot kenne, ſeit es eine Oſthilfe gäbe! 

Wie gefahrvoll aber tatſächlich die Lage im bayeriſchen Grenzgebiet in Wirklichkeit iſt, 
zeigt am deutlichſten der durch die geringe Beſchäftigungsmöglichkeit 
verurſachte Wanderungsverluſt der Grenzgebiete. Betrachtet man 
nur die 14 unmittelbar oder faſt unmittelbar an der Grenze liegenden Bezirksämter der 
Bayeriſchen Oſtmark, fo ergibt fih für die Jahre 1913— 1933 ein Wande⸗ 
rungsverluſt von 52540 Menſchen! Am ſtärkſten ift der Wanderungsverluſt 
in dem ohnehin dünn beſiedelten und volkspolitiſch am meiſten umkämpften Gebiet an 
der Further Senke. Dieſer Wanderungsverluſt wäre aber noch viel größer ge- 
weſen, wenn die Kriegsjahre und die nachfolgenden Kriſenjahre nicht geweſen wären, 
in denen die Arbeitsloſigkeit im ganzen Reiche und vor allem in den Städten und In⸗ 
duſtriegebieten faſt ins Ungemeſſene ſtieg, es für Zugewanderte alſo keine Ausſicht auf 
Beſchäftigung mehr gab und in denen ſich auch das Ausland mehr und mehr jeder Ein⸗ 
wanderung verſchloß. Der Wanderungsverluſt der Bayeriſchen Oſtmark, der faſt 12% 
der heute ortsanſäſſigen Bevölkerung ausmacht, wirkt ſich aber noch viel verhängnis⸗ 
voller aus, wenn man unterſucht, welche Perſonen und Altersklaſſen vor allem gelichtet 
wurden. 70 v. H. der Abgewanderten gehörten der Altersklaſſe 
20—40 Jahre an, und davon waren gut drei Viertel Männer. Der im leiſtungs⸗ 
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fähigſten Arbeitsalter ſtehende Bevölkerungsteil dürfte ungefähr 35 0060 Abgewanderte 

geſtellt haben, doppelt ſoviel wie alle anderen Altersklaſſen zuſammen. Daher haben 

heute die niedrigen und höheren Altersſtufen und die Frauen in der Bayeriſchen Oſtmark 

einen höheren Anteil an der Bevölkerungszahl als im übrigen Bayern; und die Zahl der 

erwerbsfähigen Männer liegt weit unter dem Landesdurchſchnitt. Der beſte Beſtandteil 

Sh 355 wanderte ab; der größte Verluſt traf die zur Führung geeignete 
icht. 

Soll die Bayeriſche Oſtmark für die Zukunft geſichert ſein, dann iſt es nicht 
nur notwendig, dieſen Wanderungsverluſt wieder aufzufüllen, ſondern darüber hinaus 
längs der Grenze einen breiten Saum grenzbewußter Menſchen aufzubauen. Eine 
Grenze kann auf die Dauer nicht mit Kanonen, ſondern nur 
durch bodenſtändige Menſchengeſichert werden! Nach dieſem Grund- 
ſatz war die ehemalige öſterreichiſch-ungariſche Militärgrenze angelegt. Danach handeln 
heute die Polen an ihren Grenzen, die Ruſſen in Sibirien, die Japaner in der Mandſchu⸗ 
rei, die Griechen in Thrakien und letzten Endes auch die Tſchechen an der Weſt⸗, Nord- 
und Südgrenze ihres Staates. Die Beſtrebungen aller Völker gehen dahin, an den 
Grenzen bodenſtändige Menſchen anzuſiedeln, wenn auch die Wege, die ſie dabei ein⸗ 
ſchlagen, verſchieden ſein mögen. Dieſes Ziel läßt ſich in der Bayeriſchen Oſtmark nun 
nicht dadurch erreichen, daß man Induſtrien ins Grenzland verlegt, — ganz abgeſehen 
davon, daß dieſe hier im Ernſtfall ganz beſonders der feindlichen Einwirkung ausgeſetzt 
wären. Für die Oſtmark Bayerns ließe ſich eine ſolche Verlegung ſchon deswegen nicht 
durchführen, weil dort die notwendigen Rohſtoffe fehlen. Es müßte aller⸗ 
dings danach geſtrebt werden, die vorhandenen Induſtrien zu ſtärken und lebensfähig zu 
machen. Ob dies bei allen gelingen wird, ift freilich fraglich. Die Glas induſtrie 
z. B. wird in Zukunft wohl nicht mehr dieſelbe Rolle ſpielen können, die fie früher geſpielt 
hat, weil die für ſie notwendigen Rohſtoffe nicht mehr hinreichend vorhanden ſind und 
ſie ſomit auf deren Zufuhr angewieſen iſt, was zur Folge hat, daß ſie im Vergleich zu 
anderen Erzeugungsgebieten zu teuer produziert. Damit fällt ein wichtiger Ermwerbszrveig 
für die Zukunft im weſentlichen aus. Dagegen müßte es möglich fein, die Porzellan- 
und Steininduſtrie ſo zu heben, daß ſie wieder voll leiſtungsfähig und damit 
auch für Arbeitskräfte aufnahmefähig werden. Im Zuſammenhang damit müßte auch 
die Frachtenfrage im Sinne der Grenzlandwirtſchaft gelöſt werden, ſo wie ſie 
anderswo auch gelöſt worden iſt. Die in ſolchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter müßten 
dann auch durch Siedlungen bodenſtändig gemacht werden, wie dies ja zum Teil bereits 
geſchehen iſt. Dieſe Maßnahmen reichen aber bei weitem nicht aus. 


Reine landwirtſchaftliche Siedlungen find infolge der Boz 
den⸗ und Klimabedingungen des Landes nicht möglich. Der Ertrag 
des Bodens ift ſpärlich; und es ift auch nicht genügend Ackerboden vorhanden. Wal d⸗ 
rodungen in größerem Ausmaße ſind ſchon wegen der damit verbundenen Störung 
der Waſſerführung der Flüſſe nicht möglich. Der Siedler iſt alſo dar auf an⸗ 
gewieſen, durch anderweitige zuſätzliche Arbeit ſeinen Lebens⸗ 
unferhalt zu verdienen. Dies kann aber nur durch Belebung des Handwerks 
erreicht werden. Vorausſetzung hierfür ift, daß in allen Teilen Deutſchlands die Bayeriſche 
Oſtmark durch die Abnahme ihrer Erzeugniſſe unterſtützt wird. Nur ein Beifpiel: Um 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts waren im Wegſcheider Bezirk über 5000 Hand⸗ 
webeſtühle im Betrieb; heute find es etwa nur mehr 500, von denen nur die Hälfte 
arbeitet. Die Flachsernte des unteren Bqyeriſchen Waldes betrug damals 40 000 
bis 50 000 Zentner jährlich, der durchſchnittliche Jahresverdienſt der Handweberei 
4—5 Millionen Gulden; und die Blütezeit der Handweberei war auch 
eine Blütezeit der oſtmärkiſchen Landwirtſchaft. Heute kann die 
Handweberei mit einem Stundenlohn von oft nur 4 Pfennigen keine Wirtſchaftsbelebung 
mehr bringen, und der Flachsbauiſtſo gut wie ausgeſtorben. Hier müßte 
eingeſetzt werden. Es müßte mit Unterſtützung der Binnenbevölkerung möglich fein, den 
Abfaß der Handweber zu ſteigern und damit einem alten und wichtigen Handwerkszweig 
zu neuem Leben zu verhelfen. Sollten die Erzeugniſſe der Handweberei im Preiſe etwas 
höher ſein als die Maſchinenerzeugniſſe, ſo ſind ſie dafür auch haltbarer und damit von 
längerer Lebensdauer. Es könnten Handweber alſo als Siedler ange⸗ 
ſetzt werden, die einen Teil ihres Flachsbedarfes ſelbſterzeug⸗ 
ten und dadurch auch die Preiſe ihrer Erzeugniſſe günſtiger geſtalten könnten. Aehnlich 
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liegen die Verhältniſſe auch bei anderen Gewerben, z. B. beim holgverarbeitenden 
Handwerk. Auch fonft müßten neue Erwerbsmöglichkeiten erſchloſſen werden: durch 
vermehrte Kleintierhaltung könnten die Einnahmen der Oſtmarkbewohner ge- 
ſteigert, durch Steigerung der Schafzucht könnte die Wollverarbeitung eingeführt werden. 
Auf genoſſenſchaftlicher Grundlage könnten dieſe Erwerbszweige weiter ausgebaut werden. 
Die Form dieſer Siedlung darf nie die Streuſiedlung, ſondern kann nur die © e- 
meinſchaftsſiedlung fein. Der Gemeinſchaftsgedanke muß im Grenzland jede 
Aufbaumaßnahme beherrſchen. Hier müßte einmal mit einer Muſterſiedlung der 
Anfang gemacht werden. Gewiß haben ſchon eine Reihe von Orten neue Siedlungen 
angelegt, aber dieſe dienen zunächſt nur der ortsanſäſſigen Bevölkerung. Die Notwendig⸗ 
keit dieſer Siedlungen ſoll durchaus nicht verkannt werden; ſie ſind zur Erhaltung der 
augenblicklichen Bevölkerungsziffer nicht zu entbehren. Darüber hinaus aber muß danach 
geſtrebt werden, auch neue Kräfte in die Grenzgebiete zu ziehen. Die Abwanderungs⸗ 
verluſte müſſen wieder wettgemacht werden. Es iſt ſicher, daß ſich dabei noch viele 

Schwierigkeiten ergeben werden. Aber ſie ſind da, um überwunden zu werden. 
Dr Bell. M. d. R. 


Mißachtung des Elternrechtes 


Es iſt nicht ſelten, daß Angehörigen der deutſchen Volksgruppe in Polen von den 
polniſchen Schul⸗ und Verwaltungsbehörden endloſe Schwierigkeiten bereitet werden, 
wenn fie ihre Kinder in eine deutſche Privatſchule oder in eine öffentliche Schule mit 
deutſcher Unterrichtsſprache einſchulen, bezw. aus einer polniſchen Schule dorthin um- 
ſchulen wollen. In allen zivilifierten Ländern ift es Sitte, daß in ſolchen Fällen die 
mündliche oder ſchriftliche Erklärung des Erziehungs berechtigten über 
ſein Volkstum als ausreichende Begründung für die Ein⸗ oder Umſchulung aner⸗ 
kannt wird. Anders in Polen. Dort verlangen die polniſchen Schulleiter der öffentlichen 
Schulen mit deutſcher Unterrichtsſprache bezw. die polniſchen Schulinſpektoren, daß die 
Erziehungsberechtigten ihre Volkstumserklärung von den Verwaltungs- 
behördenbeſtätigen laſſen. Die Verſuche der deutſchen Eltern, eine ſolche Beſtäti⸗ 
gung von der jeweils zuſtändigen Staroſtei zu erhalten, ſind aber in vielen Fällen ver⸗ 
gebens. Das bedeutet, daß ſich die polniſchen Verwaltungsbehörden tatſächlich das Recht 
anmaßen, von ſich aus die Volkszugehörigkeit der deutſchen Kinder, entgegen der aus⸗ 
drücklichen Willenserklärung der Eltern, feſtzuſetzen. 

Welche Winkelzüge von den polniſchen Behörden angewandt werden, um deutſche 
Kinder gm Beſuch polniſcher Schulen zu zwingen, ſoll hier einmal an einem charakteri⸗ 
ſtiſchen Beiſpiel dargelegt werden: Vor mehr als zwei Jahren, im November 193 4, 
bat ein in einer weſtlichen Wojewodſchaft wohnender Deutſcher die zuſtändige Kreisſchul⸗ 
inſpektion um die Erlaubnis, ſeine Kinder, die bis dahin wegen des Fehlens einer 
deutſchen Unterrichtsanſtalt eine polniſche Schule hatten beſuchen müſſen, in eine öffentliche 
Schule mit deutſcher Unterrichtsſprache umſchulen zu dürfen. (Die Einſchulung in die 
polniſche Schule war während ſeiner Abweſenheit ohne ſein Einverſtändnis 
erfolgt.) Eine Woche ſpäter erhielt er die Antwort, daß feine Kinder erft mit Beginn 
des neuen Schuljahres, alſo im September 1935, umgeſchult werden könnten. 
Im Frühjahr 1935 erneuerte der Deutſche ſeinen Antrag. Jetzt erhielt er von dem 
polniſchen Leiter der in Betracht kommenden Schule mit deutſcher Unterrichts⸗ 


{prame den oad, daß dem Anträg eine von der’zujfäanvıgen Vrdrojren 
beglaubigte Erklärung über die deutſche Volkszugehörigkeit 
beigefügt werden müſſe. Der Kreisſchulinſpektor verlangte dasſelbe. Der Deutſche ver⸗ 
ſuchte darauf, die verlangte Beſcheinigung zu beſchaffen. Auf der Staroſtei ließ man ihn 
zunächſt einige Wochen warten, und dann erklärte man ihm, daß eine ſolche Beſcheinigung 
von der Staroſtei nicht ausgeſtellt werden könne und für die Umſchulung auch 
gar nicht notwendig ſei. Der Deutſche verſuchte darauf, bei der Wojewodſchaft 
zu ſeinem Recht zu gelangen und mit deren Hilfe die betreffende Staroſtei zur Ausſtellung 
der vom Kreisſchulinſpektor verlangten Volkstumsbeſcheinigung zu bewegen. Es vergingen 
wiederum einige Monate. Dann traf ein Schreiben von der Wojewodſchaft ein, in dem 
diefe fih auf den Standpunkt der Staroſtei ſtellte, die die Beſcheinigung abgelehnt hatte. 
Das war im Februar 1936. Der Deutſche wandte ſich ſchließlich im März d. J. 
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nach Warſchau. Eine Antwort hat er von dort bisher noch nicht 
erhalten. 

Um den ganzen Vorgang, der für die Behandlung der Deutſchen in Polen überaus 
charakteriſtiſch iſt, noch einmal kurz zuſammenzufaſſen: Ein evangeliſcher Deutſcher, deſſen 
Volkszugehörigkeit im Militärpaß vermerkt ift, will feine Kinder in eine deuffche Schule 
ſchicken. Die Schulbehörde verlangt von ihm eine von der Staroſtei beglaubigte Volks⸗ 

tumserklärung Die Staroſtei lehnt die Beſcheinigung ab, weil ſie nicht notwendig ſei. 
Die höheren Schul- und Verwaltungsſtellen beſtätigen beide die widerſprechenden Stellung⸗ 
nahmen ihrer unteren Organe. Der Deutſche wendet ſich an die Miniſterien und — 
erhält keine Antwort. Der Erfolg: Seine Kinder müſſen weiter die polniſche Schule 
beſuchen. Es gibt in Polen offenſichtlich keine Stelle, die einen von den unteren Organen 
der ſtaatlichen Verwaltung ſchikanierten Deutſchen in Schutz nimmt. 


Der Weg zum Bolſchewismus 


Im Gegenſatz zu anderen Hauptſtädten Europas, in denen die auf dem Reichspartei⸗ 
tag gehaltenen Reden des Führers und ſeiner Mitarbeiter einen fühlbaren Eindruck 
hervorriefen, glaubte Prag die in dieſen Reden enthaltene Warnung vor der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Gefahr mit einigen Bemerkungen über den „geſunden tſchechiſchen Geiſt“ abtun 
zu können. Dank ihrer „demokratiſchen“ Haltung, fo hieß es, fei die Tſchecho⸗Slowakei 
gegen den Bolſchewismus immun. Man muß ſchon ſagen, daß derartige Erklärungen 
nachgerade lächerlich wirken, wenn man weiß, daß in Böhmen heute geradezu bol⸗ 
ſchewiſtiſche Zuſtände herrſchen. Verfährt die Prager Regierung nicht nach den 
Rezepten ihrer jüdiſchen Freunde vom Moskauer Kreml, wenn ſie durch eine Politik des 
Hungers, Elends und Terrors einen ganzen Volksſtamm zu „liquidieren“ 
verſucht? Haben die Moskowiter nicht auf die gleiche brutale Art das Deutſchtum in 
Rußland vernichtet, auf die die Herren des Hradſchin heute das Sudetendeutſchtum 
zerſtören? Man bedenke: mehr als die Hälfte aller Er werbsloſen des tſchechiſchen 
Staates und mehr als zwei Drittel aller Selbftmorde im Staate entfallen auf die 
ſudetendeutſche Gebiete! Und grauenvoll ift das Wohnungselend unter den Deut⸗ 
ſchen der Elendsgebiete. Eine Schande für Europa iſt die mit zyniſcher Berechnung von 
den Tſchechen geförderte phyſiſche und moraliſche Unterhöhlung der jungen 
ſudetendeutſchen Generation. Unverkennbar ſind im wirtſchaftlichen, 
politiſchen und kulturellen Leben des tſchechiſchen Staates die bolſchewiſtiſchen Züge. 
Es iſt ſchon ſo weit, daß die offene Kritik am Bolſchewismus von Staats wegen verfolgt 
wird. Unter den Augen der Polizei werden ſudetendeutſche (aber auch ſchon tſchechiſche) 
Verſammlungen, in denen gegen den Bolſchewismus geſprochen wird, vom roten Mob 
überfallen, werden die Anhänger Henleins, wie kürzlich der Abgeordnete Wollner, von 
Kommuniſten blutig geſchlagen. Fühlbar entfaltet ſich allenthalben die zerſetzende Arbeit 
der Kommuniſtiſchen Internationale; und ohne viel Vorbehalte erkennt die höchſte Stelle 
im Staate die Kommuniſten als „regierungsreif“ an! In jeder Weiſe kommt man ihnen 
entgegen. Wenn ſie an Sonntagen Kundgebungen veranſtalten wollen, verbietet man, 
wie es kürzlich in Warnsdorf geſchehen iſt, um ſie nicht zu ſtören, ſogar das Kirchengeläut! 
Und währenddeſſen begrüßen katholiſche Abgeordnete des Prager Parlaments wärmſtens 
die „freundſchaftlichen Beziehungen“ des Hradſchin zum Kreml! 

Es war wohl nur ein Zufall, daß gerade während des Beſuches des rumäniſchen 
Königs in Prag überall auf den Straßen Plakate mit dem Hinweis darauf erſchienen, daß 
namhafte kſchechiſche Künſtler und Schriftſteller den Jahrestag der bolſchewiſtiſchen 
Revolte feierlich zu begehen gedachten. Kürzlich wurde in Prag unter dem Titel 
„Spanien, Spanien ...!“ eine Matinee abgehalten, deren Programm bekannte Schau: 
ſpieler und Schauſpielerinnen der Prager Theater beſtritten, und zu der als Gaſt auch der 
mit Hilfe der tſchechiſchen Behörden und gegen den Proteſt des bisherigen Geſchäfts⸗ 
trägers in ſein Amt eingeführte Geſandte der Madrider „Regierung“ erſchien. Die 
Begrüßungsanſprache hielt bei dieſer Gelegenheit der Schauſpieler Vnoucek, der ſeine 
Genoſſen mit erhobener Fauſt willkommen hieß. Weiter: Vor einiger Zeit weilten 
hunderte tſchechiſcher Lehrer in der Sowjetunion, um fih „welt⸗ 
anſchaulich“ zu ſchulen!! Vertreter bolſchewiſtiſcher „Geiſtigkeit“ werden durch tſchechiſche 
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Staatspreiſe geehrt. Die Auslagen der offiziellen Regierungsbuch⸗ 
handlungen find voller kommuniſtiſcher Literatur. Wenn man das 
alles bedenkt, dann weiß man, was man davon zu halten hat, wenn der Miniſterpräſident 
Hodza behauptet, Prag fet ein „Bollwerk gegen den Bolſchewismus“. Der „Venkov“ hat 
kürzlich einmal mit erſtaunlicher Offenheit die wahre Lage geſchildert; er ſchrieb u. a.: 
„Es läßt ſich nicht wegleugnen, daß der Kommunismus auf 
dieſem Gebiet mehr als gut organiſiert ift, daß vor ihm kapi- 
tuliert wird und kein Menſch den Mut hat, die einſeitige, 
tendenziöſe und zerſetzende Kulturmaffia zu zerſchlagen.“ 
Natürlich ift auch die Außenpolitik Prags völlig bolſchewiſiert. 
Schon oft haben Beneſch, Hodza, Krofta und andere Würdenträger des Staates auf die 
enge Zuſammenarbeit zwiſchen Prag und Moskau verwieſen. Und erſt kürzlich hat 
General Lu za es für richtig gehalten, der Roten Armee feine Bewunderung auszudrücken 
und fie als einen Faktor des Friedens hinzuſtellen und zu verſichern, daß die Tſchecho⸗ 
Slowakei ſtets „Seite an Seite mit der Sowjetunion“ ſtehe. Am 
8. April 1935 beſichtigten unter Leitung Lawroffs Sowjetflieger die Anlagen der 
tſchechiſchen Fluginduſtrie. Bei der Erwiderung dieſes Beſuches im Mai 1935 
rh tſchechiſche Flieger beſprach man die militäriſche Fluglinie Prage 
ie w. Im gleichen Monat wurde durch den tſchechiſchen General Fayfr den 
Sowjets die Benutzung tſchechiſcher Flugplätze zugeſagt. Eigens für die 
Sowjetluftflotte find inzwiſchen Flugplätze gegen Deutſchland, Polen, Ungarn und Defter- 
reich angelegt worden! Im Juni 4935 beſichtigten rote Generalſtabsoffiziere die Bez 
feſtigungen an der ſlowakiſch⸗ungariſchen Grenze, an der inzwiſchen So wjettruppen 
garnifonierf worden find. Zur gleichen Zeit fanden in Pilſen Verhandlungen, 
über die durch die Sowjets herbeizuführende Motoriſierung der tſchechiſchen 
Armee ſtatt. Seit dem Herbſt 1935 beſuchen tſchechiſche Offiziere regelmäßig die 
Sowjetunion. Anfang 1936 hat das Prager Verteidigungsminiſterium vier ſowjeti⸗ 
fhe Offiziere als Inſtrukteure in die tſchechiſche Armee über— 
nommen. Dem Informationsreferat des Verteidigungsminiſteriums wurde der Sowjet⸗ 
hauptmann Koffareff zugeteilt. Der rote Major 90 otzky leitete im Februar d. J. 
eine Fliegernachtübung. Im Januar d. J. trafen in Kaſchau zwei rote Fliegeroffiziere, 
Major Wolſky und Hauptmann Lazarowſky ein. Um dieſelbe Zeit quartierte 
man 24 Gomjefoffiziere unter Führung des bolſchewiſtiſchen Oberſten Por ubowſky 
in der Kriegsſchule in Buhdanetz ein. Acht dieſer Offiziere ſind zur Verfügung des 
Generalſtabes dem Kriegsminiſterium zugeteilt worden, zwei ſind zum Prager Flugplatz 
Kbely, zwei als Funkeroffiziere zu den Nachrichtentruppen abkommandiert worden. Zwei 
rote Offiziere leiten den Bau des neuen Senders Beſterze Banya. Sechs rote Offiziere 
unter dem Sowjetmajor Klitz ſind in Brünn tätig, zwei in Reichenberg und je einer in 
Komotau und Dux. Der rote Diviſionsgeneral Wotruba ift der Kommandeur aller 
Sowjetoffiziere in der Tſchecho⸗Slowakei. 48 neue Offiziere trafen dann im Mai d. J. 
aus der Sowjetunion in Mäbr.-Dftrau ein, von denen vier zur Prager Kriegsſchule 
abkommandiert worden find. Am 25. Juli d. J. beſuchte der Chef der Sowjetfliegerei, 
General Alksnis, Prag und brachte als kleine „Aufmerkſamkeit“ die neueſten Gift: 
afe der Roten Armee mit, um die Tſchechen in deren Gebrauch zu unterrichten — 
ſelbſtverſtändlich nur, um des Weltfrieden willen! In der tſchechiſchen Kriegsinduſtrie 
arbeiten neben dem roten Ingenieur Menzer von der Sowjetmunitionsfabrik „Dyna⸗ 
mitika“ 12 rote Spezialiſten. Die Bahn: und Straßenbauten in der Slowakei ſtehen 
zum Teil unter ſowjetiſcher Leitung. Prag ebnet dem Bolſchewis mus 
den Weg, nach Europa! Alle Dementis können das rote Geſicht 
Prags nicht mehr verdecken! Fritz Rößler. 


du 
K 


—— e E e a e r 


„Die Polen ſterben gern für ihr Vaterland, find aber felten gewillt, 
für es zu arbeiten und zu leben. .. Der Bericht von den gewaltigen 
Taten ihrer Vorfahren, wie er von ihren führenden Geichichtsforſchern 
zuſammengeſtellt worden ift, macht die früheſten polniſchen Helden zu 
blinden Paſſagieren auf Noahs Arche.“ 

van Loon („Du und die Erde“ 1935) 
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Oſtland⸗Chronik 


Deutſch bleiben! 


Der Leiter der Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes in Polen, 
Generalfuperintendent Bur⸗ 
fhe, ift ein Sohn deutſcher Eltern und 
ein Feind des Volkstums, dem ſeine Eltern 
angehört haben. Er hat, ſowohl unter 
ruſſiſcher wie unter polniſcher Herrſchaft, 
ſeine kirchliche Würde durch die 
Verleugnung feines Volks⸗ 
tums erkauft. Er hat als Menſch 
viel mehr verloren, als er als Würdenträger 
jemals zu gewinnen vermocht hat. Er iſt 
Renegat und er hat den polniſchen 
Proteſtantismus, der ihn als ſeinen Führer 
anerkennt, mit dem Makel des Renegaten 
befleckt. Sein Ziel iſt die Poloniſierung des 
lutheriſchen Deutſchtums in Polen. Durch 
das Geſetz vom 27. November d. J., 
das die Freiheit der Evangeliſchen Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes beſeitigt hat, 
ſieht er ſich ſeinem Ziel um eine entſcheidende 
Etappe näher gebracht, da es ihm die Aus⸗ 
ſicht eröffnet, die deutſchen Gemeinden mit 
Hilfe polniſch⸗katholiſcher Behörden unter 
f Willen zu zwingen. Die deut⸗ 

chen Paſtoren haben zu dem Geſetz 
mit folgender Erklärung Stellung ge⸗ 
nommen: „Ein jedes deutſche Glied unſerer 
Kirche empfindet heute die Schwere und 
Not der gegenwärtigen kirchlichen Lage. 
Allerorts hört man die bange Frage: Was 
nun? Von verſchiedenen Seiten wird die 
Loſung ausgegeben, die Kirche zu 
verlaſſen. Wir geſtehen, daß auch wir 
mit dieſem Gedanken ernſtlich ringen 
mußten. Je länger wir jedoch dieſer Mög⸗ 
lichkeit nachgingen, deſto deutlicher wurde 
uns, daß der Austritt aus unſerer Kirche 
im Augenblick Fahnenflucht bedeuten 
würde. Es iſt nicht ſchwer, der Kirche, 
deren Ordnung uns nicht zuſagt, den Rücken 
zu kehren; das entſchieden Schwerere, dafür 
aber Richtigere iſt es, auf dem Poſten aus⸗ 
zuharren, und den Kampf um die Güter 
des Glaubens und des Volkstums weiter 
zu führen. 
Wege gehen, handelt es ſich doch hier um 
die Kirche, die unſere Väter unter großen 
Opfern erbaut und erhalten haben. 
In ihr haben wir Heimatrecht! Hier ſtehen 
wir und hier bleiben wir! In ihr be⸗ 
haupten wir uns als das, was 
wir ſind und bleiben wollen: 
als deutſche Lutheraner! Allen 
Glaubens- und Volksgenoſſen rufen wir 
deshalb zu: Jetzt und jetzt erſt recht 
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Dem darf niemand aus dem 


inder Kirchebleibenund deutſch 
bleiben! Gott, der uns ſo, wie wir ſind, 
erſchaffen und bisher behütet und geſegnet 
hat, wird uns, wenn wir treu bleiben, auch 
in Zukunft nicht ungeſegnet laſſen. Iſt 
Gott für uns, wer mag wider uns ſein!“ 
Aus dieſer Erklärung ſpricht ein ent⸗ 
ſchiedener Wille zur völkiſchen Behauptung. 
Die Zukunft wird lehren, ob das Recht des 
Volkstums ſich in einer von einem Rene⸗ 
gaten geleiteten Kirche gegen die Gewalt 
des Staates zu behaupten vermag. Iſt das 
nicht der Fall, dann wird die jetzt zurück⸗ 
gewieſene Loſung, die Kirche zu verlaſſen, 
von den deutſchen Lutheranern wieder auf⸗ 
gegriffen werden müſſen. Das Volkstum 
ſteht über der Kirche. 


Dr. Obitz und die Maſuren 


In dem ohne Volksabſtimmung vom 
Reiche abgetrennten Soldau gibt es eine 
„Polniſch⸗maſuriſche Vereini⸗ 
gung“, die zur Zeit etwas über 100 Mit- 
glieder zählt. Sie verſucht ihren Mit- 
gliederſtand dadurch zu heben, daß ſie den 
ihr beitretenden maſuriſchen Bauern des 
Soldauer Ländchens bevorzugte Berückſich⸗ 
tigung bei der Aufteilung des deutſchen 
Grundbeſitzes verſpricht. Allmonatlich findet 
eine geſchloſſene Zuſammenkunft der Mit⸗ 
glieder und eine öffentliche Werbekund⸗ 
gebung ſtatt. Der Vorſitzende der Ver⸗ 
einigung iſt ein Lehrer Mallek, der in 
Soldau auch einen maſuriſchen Geſang⸗ 
verein mit zur Zeit etwa 20 Mitgliedern 
organiſiert hat. Als Geſchäftsführer ift ein 
gewiſſer Guſtav Leiding tätig, der 
ſich im Jahre 1933 vor dem Zugriff der 
deutſchen Gerichte in Polen in Sicherheit 
gebracht hat. Am 6. September d. J. hat 
in einer Verſammlung der e ein 
Dr. Obitz aus Warſchau einen Vortrag 
über die polniſchen Volksſplitter in Deutſch⸗ 
land gehalten. 

Es handelt ſich bei dieſem Redner 
offenbar um den bis zum Jahre 1931 in 
Berlin lebenden Dr. Kurt Obitz, der damals 
Aſſiſtent an der Berliner Tierärztlichen 
Hochſchule war. Bereits im Jahre 1926 
trat Obitz in der „Gazeta Olsztynska“ 
einmal mit einem von Unwahrheiten und 
ſchwerſten Beleidigungen der treudeutſchen 
Bevölkerung Maſurens ſtrotzenden Artikel 
hervor. Später wurde er der Leiter eines 
etwa ein Dutzend Mitglieder zählenden 
Vereins, der unter dem Namen „Zen⸗ 
tralrat des Maſurenbundes“ 


für ſich beanſpruchte, als die allein wahre 
und echte Vertretung des Maſurentums 
angeſehen zu werden, und unter der 
Schriftleitung des Obitz auch eine zunächſt 
hektographierte, feit Anfang 1934 gedruckte 
Zeitſchrift unter dem Titel „Cech“ heraus⸗ 
gab, die in Berlin erſchien und an alle mög- 
ichen Anſchriften verſchickt wurde. Der 
ſogen. „Maſurenbund“, in deſſen „Zentral⸗ 
rat“ Obitz den Vorſitz führte, war ein 
aus dem Jahre 1924 ſtammendes tot⸗ 
geborenes Kind polniſcher Drahtzieher, die 
durch vorgeſchobene Leute im Kreiſe Lyck 
einen Angriff auf die deutſche Geſinnung 
der maſuriſchen Bevölkerung zu unters 
nehmen verſuchten. Aber von dem ganzen 
Bunde blieb nach kurzer Zeit ſchon nichts 
anderes mehr übrig als der „Zentralrat“ 
in Berlin, der in Maſuren ſelber nicht ein 
einziges Mitglied aufweiſen konnte. Im 
Jahre 1931 erſchien im „Cech“ ein von 
Obitz verfaßtes Gedicht, das die maſuriſche 
Jugend zum bewaffneten Kampf gegen 
„die deutſchen Unterdrücker“ aufrief. Unter 
dem Druck der Studentenſchaft mußte Obitz 
ſeinen Aſſiſtentenpoſten verlaſſen. Er wurde 
kurz darauf an eine Warſchauer Hochſchule 


berufen. 


Weſſ' Geiſtes Kind dieſer Dr. Obitz iſt, 
das hat Melchior Wanfomicz in 
feinem Buche „Na tropach ſmetka“ ver- 
raten, das ſich dank ſeiner ungeſchminkten 
Feindſchaft gegen Deutſchland eines reißen⸗ 
den Abſatzes in Polen erfreut, ſeitdem es 
vor einigen Wochen das Licht der deutſch⸗ 
polniſchen Verſtändigung erblickt hat. 
Dr. Obitz iſt nach ſeinen eigenen Worten 
keineswegs polniſcher Abſtam⸗ 
mung; er ſtammt aus einem „rein deut⸗ 
ſchen Bezirk Oſtpreußens“. Seine Eltern 
ſind Deutſche geweſen; ſeine Mutter hat 
ſich neben der deutſchen Sprache auch noch 
eines litauiſchen Dialektes bedient. Weder 
Vater noch Mutter haben polniſch ge⸗ 
ſprochen. Und Obitz ſelber ſpricht, wie 
Wankowicz berichtet, auch heute noch ein 
recht mäßiges Polniſch mit ſtarkem deut⸗ 
ſchen Akzent. „Er kann es ſich ſelbſt nicht 
erklären, warum er ſich in der deutſchen 
Kultur ſo fremd fühlt“, ſagt Wankowicz 
von ihm. Obitz verſucht, ſeine Antipathie 
gegen das Deuffchfum (Gott, wie roman- 
kiſch!) damit zu erklären, daß er unter 
ſeinen Vorfahren irgendeinen Tſchechen ver⸗ 
mutet, der vor ſiebenhundert Jahren in der 
Begleitung Ottokars von Böhmen eine 
Gaſtrolle in Oſtpreußen geſpielt haben ſoll. 
Eine Zeit lang þat Obitz, wie er ſelber 
erzählt, in „pruzziſchem Stammesbewußt⸗ 
fein“ gemacht; dann hat er fih einige Zeit 


als Deutſcher verſucht und ſchließlich iſt er 
ins polniſche Lager hinübergependelt. Daß 
ein ſolch' haltloſes Gewächs von den Polen 
als garantiert „echter Maſur“ präſentiert 
wird, kann man nicht anders als eine 
äußerſt geſchmackloſe Verächtlichmachung 
der Bewohner Maſurens bezeichnen. 
Diefelben Verleumdungen, die Obitz 
früher im „Cech“ und in verſchiedenen Denk⸗ 
ſchriften über das deutſche Volkstum Ma⸗ 
ſurens verbreitete, hat er auch in ſeinem 
erwähnten Vortrag in Soldau wiederholt. 
Er ſprach dort von der angeblichen Unter⸗ 
drückung der Polen (und Maſuren) in 
Deutſchland. Um dieſe Behauptung glaub⸗ 
haft zu machen, erfand er die Geſchichte 
eines in Oſtpreußen lebenden Studienrates 
namens Piontkowſki, dem wegen ſeines 
maſuriſchen Namens fortgeſetzt dienſtliche 
Schwierigkeiten gemacht worden ſeien und 
der erſt, nachdem er ſeinen Namen in 


„Freitag“ habe abändern laſſen, zum 
Direktor eines Progymnaſiums ernannt 
worden ſei. Dazu iſt zu ſagen: Es hat in 


Oſtpreußen keinen Studienrat Piontkowſki 
gegeben, und es iſt daher kein Studienrat 
dieſes Namens in „Freitag“ umgetauft 
worden. Wohl aber gibt es am Gymnaſium 
in Marienwerder einen Studienrat Piontek, 
der aus Polen vertrieben und dem noch nie⸗ 
mals nahegelegt worden iſt, ſeinen Namen 
zu ändern. Das deutſche Volk hat es nicht 
nötig, die maſuriſche Bevölkerung zu „ger⸗ 
manifieren“, wie Dr. Obitz behauptet. Dieſe 
Bevölkerung bekennt ſich ohne Ausnahme 
zum Deutſchtum. Wohl aber gibt es in 
Maſuren immer wieder Verſuche von pol⸗ 
niſcher Seite, auf allen möglichen krummen 
Wegen mit einer hinterhältigen Poloni⸗ 
ſierungspropaganda Eingang in die Be⸗ 
völkerung zu finden. Und wohl wird im 
Soldauer Ländchen, wie u. a. auch die 
Tätigkeit der „Polniſch⸗maſuriſchen Ver⸗ 
einigung“ beweiſt, eine mit materiellen 
Lockungen arbeitende Poloniſierungsaktion 
unter den dortigen Maſuren betrieben. 


Ein klerikaler Hetzer und Wechſelfälſcher 


Einer der berüchtigſten Deutſchenhetzer in 
Polen, der Herausgeber der Rybniker 
„Katholiſchen Volkszeitung‘, Artur 
Trunkhardt, ſtand kürzlich in Katto⸗ 
witz vor Gericht. Mehrmals hatten ſich 
die polniſchen Amtsſtellen bereits den An⸗ 
ſchein gegeben, als ob ihnen daran gelegen 
wäre, dieſen üblen Zeitgenoſſen wegen 
ſeiner fortgeſetzten Pöbeleien gegen den 
Führer und das Dritte Reich zum 
Schweigen zu bringen. Bezeichnender⸗ 
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weiſe wurde Trunkhardt aber jetzt nicht 
wegen ſeiner journaliſtiſchen Tätigkeit, 
ſondern wegen ſeiner anrüchigen Geſchäfts⸗ 
moral zu Gefängnis verurteilt. In einer 
Verhandlung vor dem Kattowitzer Appella⸗ 
tionsgericht konnte folgendes feſtgeſtellt 
werden: Trunkhardt hatte ſich mit Hilfe 
eines gefälſchten Wechſels bei der 
Kommunalen Sparkaſſe in Rybnik einen 
Betrag von 370 Zloty beſorgt. Er hatte 
von zwei Eiſenbahnbeamten, die durch feine 
Schuld auf die ſchiefe Ebene gekommen 
waren, Geld erpreßt. Einen Landwirt, der 
inzwiſchen Selbſtmord begangen hat, hatte 
er dazu überredet, ſein Haus anzuzünden, 
um ſich in den Beſitz der Verſicherungs⸗ 
ſumme zu ſetzen; außerdem hatte er den⸗ 
ſelben Landwirt dazu veranlaßt, ſeine 
ſchwer kranke Frau durch die Verab⸗ 
reichung von Morphium aus dem Wege 
zu ſchaffen. Einen Bäckermeiſter hatte er 
durch das Verſprechen, ihm mit Hilfe ſeiner 
guten Beziehungen zur Wojewodſchafts⸗ 
verwaltung einen größeren Kredit zu be⸗ 
ſorgen, um einige hundert Zloty betrogen. 
Auf dieſelbe Weiſe hatte er eine Witwe, der 
er eine Rente zu beſorgen verſprach, um 
ihre Erſparniſſe gebracht. runkhardt 
wurde zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt, 
doch braucht er die Strafe, die unter die 
Amneſtie fällt, nicht abzuſitzen. Er kann 
alſo auch weiterhin gegen Deutſchland in 
Polen hetzen, denn es gibt in Polen an⸗ 
ſcheinend keine Möglichkeit, ſo unerfreulichen 
Erſcheinungen wie Trunkhardt das Hand⸗ 
werk zu legen. 


Abgetretene Gebiete und Ernährungs⸗ 

grundlage 

Reichsbankpräſident Dr. Schacht ſtellte 
in einer Rede, die er am 9. Dezember aus 
Anlaß der Jahrhundertfeier des Vereins für 
Geographie und Statiſtik in Frankfurt 
(Main) hielt, u. a. folgendes feſt: „Durch 
den Krieg hat Deutſchland 10 v. H. 
ſeiner Bevölkerung, aber 13 v. H. 
ſeiner Fläche verloren. Es ſind 
in erſter Linie landwirtſchaftliche 
Ueberſchußgebiete, die Deutſchland 
hat abtreten müſſen. Bezieht man die pro⸗ 
zentuale Berechnung lediglich auf die land⸗ 
wirtſchaftlich genutzte Fläche, ſo beträgt der 
Verluſt ſogar 14,2 v. H., und bezieht man 
ſie auf das Ackerland, ſo beträgt der Ver⸗ 
luſt 15,4 v. H. des geſamten deutſchen 
Ackerlandes. Es iſt ganz eindeutig zu be⸗ 
weiſen, daß, wenn das Deutſche 
Reich noch in ſeinen Vorkriegs⸗ 
grenzen beſtände, die Ernäh⸗ 
rungslage des deutſchen Bol: 
kes nicht nur geſichert, ſondern 
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daß darüber hinaus eine Mehr 
er zeugung an Getreide und Kar: 
toffeln möglich wäre, die auch 
die Futtermittelnot, unter der 
Deutſchland heute leidet, praktiſch be⸗ 
feitigen würde. Beſeitigung der 
Futtermittelnot beſagt, daß auch Eier und 
Fett in einem ſolchen Mehrertrag erzeugt 
werden könnten, daß von einer Ernährungs⸗ 
notlage nicht mehr geſprochen zu werden 
brauchte.“ Dr. Schacht wies darauf hin, 
daß er dieſe Betrachtung über die abge⸗ 
trennten Gebiete natürlich nicht angeſtellt 
habe, um irgendwelche kriegeriſche Re⸗ 
vancheideen daraus zu folgern, ſondern um 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
Verſailler Gebietsverluſte Deutſchland an 
einem Punkte getroffen haben, der, wenn 
nicht Abhilfe geſchaffen wird, mit Natur⸗ 
notwendigkeit ein revolutionieren⸗ 
des Element der europäiſchen 
Lage bleiben werde. Als einen Ausweg 
aus dieſer Lage bezeichnete Dr. Schacht die 
Zuteilung kolonialen Raumes. 
an Deutſchland. Er ſtellte bei dieſer 
Gelegenheit feſt, daß Deutſchland mit ſeinen 
140 Einwohnern auf den Geviertkilometer 
in weit en Maße der Erweite⸗ 
rung feiner Rohſtoff- und Nahrungsmittel⸗ 
baſis durch Kolonien bedürfe als etwa 
Polen, deffen Hilfsbedürftigkeit von eng- 
liſcher Seite anerkannt worden ſei, obwohl 
es auf den Geviertkilometer nur 82,7 Ein⸗ 
wohner zähle. Dr. Schacht hat hier auf 
eines der dringendſten europäiſchen Pro⸗ 
bleme verwieſen: Daß Deutſchland zuſätz⸗ 
lichen Wirtſchaftsraum braucht, iſt eine 
Tatſache, gegen die es keine Einwände gibt. 
Es iſt auch klar, daß ſich der berechtigte An⸗ 
ſpruch Deutſchlands auf eine Ausweitung 
ſeiner Ernährungs⸗ und Rohſtoffbaſis in 
demſelben Maße, in dem ſeine überſee⸗ 
iſche Erpanfion durch die Habgier der Ber 
ſitzenden oder durch die konkurrierenden 
Forderungen anderer Staaten, etwa Po⸗ 
lens, behindert oder beſchränkt wird, 
naturnotwendig in anderer Richtung 
auswirken muß. 


Studenten im Hungerſtreik 

Seit Jahren tobt an den Hochſchulen 
Polens ein erbitterter Kampf gegen 
die Juden. Seit Jahren wird durch 
dieſen Kampf der Lehrbetrieb der Hoch⸗ 
ſchulen empfindlich geſtört. Es vergeht 
kaum ein Monat, ohne daß die Hochſchulen 
geſchloſſen werden müſſen, ohne daß die 
demonſtrierenden Studenten die Hochſchul⸗ 
gebäude beſetzen und die Juden aus den 
Hörſälen prügeln, und ohne daß es zu 
blutigen Ausſchreitungen kommt, zu deren 


Niederwerfung Polizei und Feuerwehr einge: 
ſetzt werden müſſen. Der Kampf hat bereits 
einige Tote und zahlreiche Verletzte gekoſtet. 
Man hat ſich an dieſes Bild demonſtrieren⸗ 
der und randalierender Studenten, das wohl 
die Judenfrage zum Gegenſtand hat, aber 
in Wirklichkeit nichts anderes als ein immer 
wieder aufflackernder Aufſtand der akade⸗ 
miſchen Jugend gegen das herrſchende Re⸗ 
gierungsſyſtem iſt, allmählich gewöhnt. Es 
kann als ſicher gelten, daß ſich die anti⸗ 
ſemitiſchen Studenten einmal durchſetzen 
werden, und zwar nicht nur gegenüber den 
-Juden, fondern auch gegenüber der — Re- 


die Strafgeſetze vorliegen. Moraliſch haben 
die Studenten geſiegt und haben die pol⸗ 
niſchen Behörden eine Niederlage erlitten. 


Der Deutſche Gruß wird beſtraft 

Am 17. September d. J. hatten ſich in 
Lipine (Oſtoberſchleſien) bei der Be: 
erdigung eines deutſchen Volks⸗ 
angehörigen einige Trauergäſte von 
ihrem Kameraden mit dem Deuts 
ſchen Gruß verabſchiedet. Polniſche 
Polizeibeamte hatten das bei ihrer vorge⸗ 
ſetzten Stelle gemeldet und ſechs junge Deut⸗ 
[he erhielten daraufhin ein Straf⸗ 


gierung. 


mandat über 10 Zloty. 


Die Wilnaer Studentenſchaft 
hat kürzlich in den Kampf um die polniſchen 
Hochſchulen eine neue Note gebracht, in⸗ 
dem ſie in den Hungerſtreik trat. 
1400 Studenten ſetzten fih im Studenten⸗ 
haus feft und fperrten ſich von der Außen⸗ 
welt ab. Die ganze Stadt wurde von dem 
Fieber des „paſſiwen Aufſtandes“ erfaßt. 


Die polniſche Bevölkerung brachte ihre 


Sympathie mit den ſtreikenden Studenken 
durch Aufmärſche und Demonſtrationen 
zum Ausdruck. Ehemalige Univerſitäts⸗ 
rektoren ſchalteten ſich ein. Die Mütter der 
Studenten riefen den Marſchall Rydz⸗ 
Smigly um Hilfe an. Der Erzbiſchof von 
Wilna und General Zeligowſki, der ſeiner 
Zeit im Auftrage Pilſudſkis die Stadt über⸗ 
fiel und für Polen beſetzte, bemühten ſich 
um eine Beilegung des Kampfes. Ange⸗ 
ſehene Wilnaer Frauen fuhren nach War- 
ſchau, um beim Kultusminiſter zu inter⸗ 
pellieren. Aus den Fenſtern ihres Hauſes 
grüßten die Studenten die Wilnaer Bürger, 
die ihnen Sympathiekundgebungen dar⸗ 
brachten, mit dem faſchiſtiſchen Gruß. Von 
den Demonſtranten wurden im Takte der 
Marſchmuſik die Fenſterſcheiben jüdiſcher 
Geſchäfte zertrümmert; die Polizei wurde 
mit Steinen beworfen; dabei gab es wieder 
zahlreiche Verletzte. Erſt nach mehreren 
Tagen entſchloſſen ſich die Studenten, den 
Streik abzubrechen, nachdem ihnen der 
Rektor der Ulniverfität gewiſſe Zuſiche⸗ 
rungen (allerdings mit Vorbehalten) ge⸗ 
geben hakte. Dieſe Zuſicherungen beziehen 
ſich auf folgende Punkte: Die jüdiſchen 
Studenten ſollen auf Grund einer mit den 
polniſchen Studenten abzuſchließenden Ver⸗ 
einbarung in den Hörſälen getrennte Plätze 
einnehmen; die Frage der jüdiſchen Aſſiſten⸗ 
ten und Dozenten ſoll mit Ablauf des 
Studienjahres im Sinne der Studenten ge⸗ 
löſt werden; und die gegen die Streikteil⸗ 
nehmer eingeleiteten Verfahren ſollen einge⸗ 
ſtellt werden, ſoweit keine Verſtöße gegen 


Gegen dieſe 
Sttufe harren Bie en im pruch 
erhoben. Die Königshütter Strafkammer 
aber beſtätigte nicht nur die Entſcheidung 
der Schwientochlowitzer Staroſtei, ſondern 
ſetzte die Strafe von 10 auf 20 Zloty bezw. 
4 Tage Haft herauf. Nach Anſicht des 
Gerichtes iſt der Deutſche Gruß in Polen 
alſo eine ſtrafbare Handlung. Vor einiger 
Zeit war ein Deutſcher, der desſelben „Ver⸗ 
gehens“ angeklagt worden war, von der 
Kattowitzer Strafkammer freigeſprochen 
worden. Dieſe widerſprechende Behand⸗ 
lung gleichgelagerter Fälle iſt ein kleines 
Beiſpiel für die Rechtsunſicherheit, 
der die deutſche Volksgruppe in Polen aus⸗ 
geſetzt iſt. 
Bandenführer Lortz wieder aktiv 

In Lipine fand am 29. November 
eine Vorſtandsſitzung der Gemert- 
ſchaft deutſcher Arbeiter ſtatt. 
Gegen 44 Uhr drangen drei Mitglie⸗ 
der einer Aufſtändiſchenbande, 
unter ihnen der bekannte Bandenführer Jo- 
hann Lortz, in den Sitzungsraum ein. 
Einer der Aufſtändiſchen knallte zunächſt 
ſeinen Stock auf den Tiſch, an dem die 
Deutſchen ſaßen, und verſetzte dann dem 
Vorſitzenden der Gewerkſchaftsortsgruppe, 
Paul Meſſalla, einen Schlag über den 
Rücken. Um nicht, wie es in vielen 
anderen Fällen geſchehen iſt, wegen „Ruhe⸗ 
ſtörung“ uſw. gerichtlich 8 zu werden, 
verließen die Deutſchen den Raum. Lortz 
und feine beiden Bandenmitglieder ſchimpf⸗ 
ten, durch die ſchweigende Mißachtung, die 
ihrem patriotiſchem Auftreten entgegen⸗ 
gebracht wurde, gereizt, hinter den ſich Ent⸗ 
fernenden her. 
Aufſtändiſche im Volksbundheim 

Am 6. Dezember wurde das deutſche 
Volksbundheim in Nicolai (Oſt⸗ 
oberſchleſien) von drei Polen, die ſich vorher 
die entſprechende patriotiſche Begeiſterung 
angetrunken hatten, überfallen. Den 
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Anführer ſpielte der frühere Schuldiener 
und Aufſtändiſche Matuszezyk. Die 
im Heim verſammelten deutſchen Jungen 
und Mädels konnten ſich vor den geplanten 
Gewalttätigkeiten der ungebetenen Gäſte in 
Sicherheit bringen. Dem Heimleiter, der 
auf das Unerlaubte des Hausfriedensbruches 
merffam machte, erklärte Matuszczyk: 
„Für uns Aufſtändiſcheiſt über⸗ 
all der Zutritt frei, und niemand 
hat uns hinauszuweiſen“. 


Wahrheit unerwünſcht 


Am 6. Dezember wurde eine Kund⸗ 
gebung der Jungdeutſchen Par⸗ 
kei in Schmiegel durch das Ein⸗ 
greifen eines Vertreters der polniſchen Be- 
hörden geſtört. Der Redner, Kolf, be- 
ſchäftigte ſich mit den Beſtrebungen des 
Deutſchtums in Polen, ein geordnetes Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Volksgruppe und Staat 
herzuſtellen. Er wurde in ſeinen ruhigen 
und ſachlichen Ausführungen von dem Be⸗ 
hördenvertreter mehrmals unterbrochen und 
ſchließlich an der Fortſetzung ſeiner Rede 
gehindert. Auch der zweite Redner, Reich⸗ 
ling, wurde von dem Beamten verwarnt, als 
er auf das Mißverhältnis zwiſchen den ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechten und der tatſäch⸗ 
lichen Unterdrückung der deutſchen Volks⸗ 
gruppe hinzuweiſen verſuchte. Die ver⸗ 
ſammelten Deutſchen ließen ſich durch das 
Auftreten des polniſchen Beamten nicht aus 
der Ruhe bringen. 


Neue Senatoren in Danzig 


Anfang Dezember wurden mit den 41 
Stimmen der Nationalſozialiſten im Dan⸗ 
ziger Volkstag zwei neue Mitglie⸗ 
der des e der Freien 
Stadt gewählt. An die Stelle des im 
November zurückgetretenen Prof. Dr. Kluck 
iſt als Senator für das Geſund⸗ 
heitsweſen der Direktor des Städti⸗ 
ſchen Krankenhauſes in Danzig, Obermedi⸗ 
zinalrat Dr. Erich Großmann getreten. 
Die zweite ſchon ſeit einiger Zeit freie Se⸗ 
naforenftelle wurde mit Staatsrat Dr. 
Kurt Schimmel beſetzt. Dr. Groß⸗ 
mann iſt 34 Jahre alt, geborener Danziger, 
ſeit 1932 Stadtbürgerſchaftsmitglied in 
Danzig, ſeit 1933 Staatskommiſſar für die 
Krankenanſtalten und ſeit Anfang vorigen 
Jahres Direktor des Städtiſchen Kranken⸗ 
u und der Staatlichen Frauenklinik. 

. Schimmel, der 43 Jahre alt ift, ſtammt 
aus dem Hannoverſchen; er ſteht ſeit Grün⸗ 
dung der Freien Stadt in deren Dienſten, 
iſt vor der Machtübernahme u. a. in der 
Außenhandelsſtelle und im Hafenausſchuß 
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tätig geweſen, hat 1933 als Staats⸗ 
kommiſſar die Leitung der Handelskammer 
und der Handwerkskammer übernommen 
und iſt als Staatsrat während der letzten 
Jahre mehrfach mit wirtſchaftlichen Son⸗ 
deraufgaben, u. a. mit der Wahrnehmung 
der Danziger Intereſſen bei den deutſch⸗ 
polniſchen Handelsvertragsverhandlungen 
betraut worden. 


Bekenntnis zum Maſſenmord 


„Das Land iſt leider zu klein, um der 
ganzen Bevölkerung das Auskommen ſichern 
zu können. Wenn diejenigen, die noch etwas 
haben, mit denjenigen teilen müßten, die 
nichts haben, würde ſich nur die Stellung 
der erſteren verſchlechten. Deshalb 
müſſen wir danach ſtreben, 
einen Teil der Bevölkerung 
aufrecht zu erhalten, während 
wir andere Teile dem Hunger⸗ 
tod preisgeben müſſen.“ Dieſe 
Sätze ſind einem Briefe entnommen, den 
der Geſundheitsinſpektor des 
Tſchecho-Slowakiſchen Roten 
Kreuzes an die ſchwediſche Aerztin 
Dr. Lindner geſchrieben hat. Der Brief 
ſollte erklären, warum die Prager Regie⸗ 
rung nichts unternimmt, um die Hun⸗ 
gersnot in den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten zu lindern. Mit dieſer 
Deutlichkeit iſt ſogar von tſchechiſcher Seite 
felten ein Bekenntnis zum Maſſenmord ab- 
gelegt worden. Es ift verſtändlich, daß ſich 
Europa die Frage vorlegt, ob ein Staat, 
der entweder nicht in der Lage oder nicht 
Willens iſt, ſeine Bürger vor dem Hunger⸗ 
tode zu bewahren, eine moraliſche Exiſtenz⸗ 
berechtigung hat. 


Lorbeer aus Polen 


Die Polniſche Literaturaka⸗ 
demie hat in diefem Jahre einer Anzahl 
von Ausländern, die ſich auf ſchriftſtelle⸗ 
riſchem oder verlegeriſchem Gebiete um 
Polen verdient gemacht haben, den Ak a⸗ 
demiſchen Lorbeer verliehen. 
Unter den Geehrten befinden ſich auch drei 
Deutſche, die Bücher über bezw. von Pil⸗ 
ſudſki geſchrieben bezw. verlegt haben, und 
zwar gang Müller⸗Clemm 
aus Eſſen („Dokumente und Erinnerungen“ 
von Joſef Pilſudſki, 4 Bände), Dr. A. 
Loeßner aus Berlin (Pilſudſki⸗Bio⸗ 
graphie) und Dr. P. Diederichs aus 
Jena („Geſetz und Ehre“, Auszüge aus den 
Schriften Pilſudſkis). Dem Erſtgenannten 
iſt der Goldene, den beiden Andern der 
Silberne Lorbeer zuerkannt worden. Und 
wer küßt mich? 


Bücher über den Oſten 


Eudetendeutſchland. Ein Beitrag zur Grenz 
landerziehung im oſtmitteldeutſchen Raum. Von 
Rudolf Lochner. Verlag von Julius Beltz, 
Langenſalza⸗Berlin-Leipzig 1936. 167 Seiten. 
Preis broſchiert 2,20 RM. — Die durch ihre 
ſachliche Klarheit und volkstümliche Faſſung 
äußerſt wirkſame Schrift gliedert ſich in vier 
Hauptteile, die in ihrer Geſamtheit das ganze 
ſudetendeutſche Geſchehen in Vergangenheit und 
Gegenwart umfaſſen. Im erſten Teil werden 
die ſiedlungsgeographiſchen und völkiſchen Grund: 
lagen behandelt, wird vor allem in nüchterner 
und überzeugender Eindringlichkeit der nationale 
Gegner, der Tſcheche, geſchildert. („Der Tſcheche 
kann ſein Volk nicht lieben, ohne die Deutſchen 
zu haſſen“.) Der zweite Teil umreißt die Ge⸗ 
ſchichte der Sudetenländer und führt deren 
Hauptentwicklungslinien von der Vorzeit bis 
zur Gegenwart herauf. Im dritten Teil werden 
die kulturellen Leiſtungen des Sudetendeutſch⸗ 
tums geſchildert, ſeine Pioniertaten auf gewerb⸗ 
lichem Gebiete, ſein ſtarker Anteil an der geiſti⸗ 
gen Geſamtleiſtung Deutſchlands und die Grund⸗ 
lagen ſeiner kulturellen Behauptung in der 
Gegenwart, vor allem fein Schul- und ſonſtiges 
Bildungsweſen. Schließlich iſt im vierten Teil 
vom tſchechiſchen Vernichtungskampf gegen das 
Deutſchtum und von deſſen Abwehr die Rede. 
So wird auf gedrängtem Raume ein plaſtiſches 
Bild vom Werden und Beſtehen der größten 
deutſchen Volksgruppe entworfen, die heute 
unter fremder det zu leben gezwungen 
iſt. Deutſchland iſt größer als das Deutſche 
Reich: das Reich in ſeinen verengten Grenzen 
iſt nur dann geſichert und ſtark, wenn die Deut⸗ 
ſchen vor den Grenzen ungehindert als Deutſche 
zu leben vermögen; und es iſt ein verhängnis⸗ 
voller Irrtum, zu glauben, daß es möglich ſei, 
die Sicherheit des Reiches durch die Preisgabe 
der in fremden Staaten lebenden deutſchen 
Volksgruppen erkaufen zu können. Zu dieſen 
Erkenntniſſen will die Schrift von Lochner er⸗ 
ziehen. Dr. 


Johann Gottfried Frey und die Entſtehung 
der preußiſchen Selbſtberwaltung. Von Dr. 
Theodor Winkler. W. Kohlhammer Ver⸗ 
lag, Stuttgart und Berlin 1936. 194 Seiten. 
Der Verfaſſer gibt in dieſer Monographie 
des Königsberger Polizeidirektors Frey (1762 
1334) einen umfaſſenderen Rahmen, indem 
er das engere Problem in die allgemeine Ent⸗ 
wicklungslinie des Kampfes ſtädtiſcher Freiheit 
und ſtaatlicher Autorität auf altpreußiſchem 
Boden hineinſtellt. Eine umfangreiche Einlei⸗ 
tung ſchildert die Beziehung von Stadt und 
Staat ſeit den Tagen des Ordens und mündet 
in eine klare und ausgezeichnete Analyſe dieſes 
Verhaͤltniſſes im Jahrhundert des preußiſchen 
Abſolutismus. Auf dieſem Fundament erſt er⸗ 
hebt ſich die i von Freys Entwicklung 
und Wirken. Dann legt der Verfaſſer in kluger 
Betrachtung auseinander, wie die Nöte des 


Krieges von 1806/07 mit ihrer Schwaͤchung der 
ſtaatlichen Macht und den vermehrten finanzi⸗ 
ellen Anforderungen eine geſteigerte bürgerliche 
Anteilnahme am ſtädtiſchen Leben hervorrufen 
und damit den Boden für die Verwirklichung 
der Steinſchen Ideen vorbereiten. Höhepunkt 
und Abſchluß der Unterſuchung bildet die Dar⸗ 
legung des Freyſchen Entwurfs ſtädtiſcher Ver⸗ 
faſſung und ſeiner übrigen Anteilnahme am 
Reformwerk der Jahre 1807—1412. Das Buch 
ift auf ausgezeichneten und genauen Aftenunter- 
ſuchungen aufgebaut. Indeſſen vermag der 
Leſer ſich nur unter mancherlei Schwierigkeiten 
durch die Darſtellung hindurchzuarbeiten. Ver⸗ 
geblich ſucht er nach zufammenfaffenden Schluß⸗ 
folgerungen. Nicht ganz befriedigt ferner die 
Darſtellung der politiſchen Geſtalt Freys. Für 
die Jahre des Freyſchen Aufſtiegs fehlt bei der 
Wiedergabe der oft gegenſätzlichen Entſcheidun⸗ 
gen, die er bei ſeiner Tätigkeit in Stadtgericht 
und Magiſtrat Königsbergs traf, und bei der 
Aufzählung ſeiner Aeußerungen die klare Deu⸗ 
tung ſeiner politiſchen Grundhaltung. Auch 
für die ſpäteren Jahre hätte das vorhandene 
Quellenmaterial tiefere Schlüſſe über Freys 
politiſches Denken erlaubt: namentlich bei der 
Gegenüberftellung der Steinſchen Pläne und des 
Freyſchen Entwurfs der Städteordnung wäre 
ein umfaſſenderer Einblick in ſeine Anſchau⸗ 
ungswelt möglich geweſen. Stein kam es darauf 
an, im Intereſſe der Belebung des Staates die 
bürgerlichen Kräfte zu entwickeln und einzu⸗ 
ſetzen. Frey dagegen ſah die Selbſtverwaltung 
mit dem praktiſchen Blick des Stadtbeamten 
allein unter dem Geſichtspunkt einer brauch⸗ 
baren Ordnung der Kommune. Stein wollte 
die Bürgerſchaft und ihre Vertretung in den 
Vordergrund ſtellen, Frey dagegen den Magi⸗ 
ſtrat, dem er nach oben und unten hin ſtärkere 
Machtbefugniſſe geben wollte. Der Gegenſatz 
öffnet den Einblick in das Weſen Freys, eines 
praktiſchen Bürokraten, der ſeine politiſchen An⸗ 
ſichten im weſentlichen nicht aus allgemeinen 
Ideen, ſondern aus den realen Anforderungen 
des umgrenzten Raumes, in dem er tätig war, 
entwickelte. In dieſer Richtung hätte ſich noch 
manches über Freys Persönlichkeit ſagen laſſen. 
Zweifelhaft bleibt es ſchließlich, ob die morali- 
ſchen Betrachtungen, die der Verfaſſer aus 
ſpäteren Logenreden Freys (nach 1845) heran⸗ 
zieht, für deſſen praktiſch⸗politiſches Wirken um 
1806 die Bedeutung gehabt haben, die Theodor 
Winkler annimmt. J. F. 

Dominium. Roman aus Schleſien. Von 
Erwin Peter Cloſe. Albert Langen⸗ 
Georg Müller Verlag, München 1936. 218 
Seiten. Preis 4,50 RM. — Ganz anders als 
etwa der junge oſtpreußiſche Schriftſteller Graf 
Finckenſtein, der in ſeinem Roman „Fünfkirchen“ 
das Leben eines oſtpreußiſchen Gutshofes 
ſchildert, geht dieſer junge ſchleſiſche Schrift⸗ 
ſteller an die Darſtellung des Lebens auf einem 
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ſchleſiſchen Dominium heran. Dort der Guts⸗ 
hof, der die Verſchiedenheit ſozialer Klaſſen zu 
einer lebendigen Gemeinſchaft verbindet, hier 
das Dominium, das den Herrn und die Knechte 
in ſozialer Feindſchaft gegeneinander ſtellt. 
Dort heimatliche Verbundenheit, hier entwur⸗ 
zeltes Knechttum und innerlich unfreies Herren⸗ 
tum. Das Dominium hat die alten Bauern⸗ 
höfe geſchluckt. Die Großväter der Knechte, 
die auf ihm arbeiten, ſaßen noch als Bauern 
auf dem Land, das heute dem Grafen gehört. 
Die Arbeit der Knechte ſteht unter dem Zwang 
der ſchrillen Gutsglocke und der antreibenden 
Aufſeher. Ihr Leben iſt arm, roh, gedrückt und 
ohne Freude. Aber in ihnen lebt die dumpfe 
Sehnſucht, Bauer zu ſein, auf eigenem Felde 
zu arbeiten, mit eigenen Tieren zu pflügen, in 
eigenem Hauſe zu leben; es lebt in ihnen das 
dumpfe Gefühl eines Unrechtes, das ihnen das 

ominium angetan hat. Dieſe unfreie, freud⸗ 
loſe Atmoſphäre, die über den Menſchen des 
Dominiums liegt, wird von Cloſe in ſtarken 
Farben geſchildert. Er ſchildert die menſchliche 
Seite eines wirtſchaftlichen Problems, ohne zu 
einer Löſung zu gelangen, und die ſeeliſche 
Haltung enterbter und verhinderter Bauern, 
ohne zu einer Entſpannung zu kommen. Cloſe 
findet keine Geſtalt, die das gewaltſame Gefüge 
des Dominiums zu ſprengen vermöchte, nur 
einen harten und feiner ſelbſt nicht ſicheren 
Herrn, träge und widerſpenſtige Knechte und 
einen Schwärmer, der einen Glauben, aber keine 
Fähigkeiten beſitzt. Er nimmt, wie er ſelber 
in einem Nachwort ſchreibt, nicht für ſich in 
Anſpruch, eine Löſung zu wiſſen; er will nur 
ſchreiben als ein junger Menſch, „der Unrecht 
ſieht und Unfreiheit deutſcher Menſchen er⸗ 
lebt, wo Freiheit und Recht herrſchen könnten“. 
In einem hat er ſicherlich Recht, daß das Do⸗ 
minium eine ländliche Wirtſchaftsverfaſſung re⸗ 
präſentiert, die der deutſchen Weſensart wider⸗ 
ſpricht. Dr. K. 


Erinnerungen. Von Elard von DI: 
denburg⸗Januſchau. Verlag Koehler und 
Amelang, Leipzig 1936. 230 Seiten. Preis 
Ganzleinen 5,30 RM. — Der „alte Janu- 
ſchauer“ gehörte in der Kaiſer⸗ wie in der 
Syſtemzeit zu den befannteften Männern der 
politiſchen Rechten. Er war, je nach der politi⸗ 
ſchen Einſtellung ſeiner Zeitgenoſſen, als reakti⸗ 
onärer Junker, als grober Klotz, als erfolgreicher 
Großagrarier, als Erzpreuße und als königs⸗ 
treuer Konſervativer ebenſo beliebt wie ver⸗ 
haßt. an mag zu den politiſchen und 
ſozialen Auffaſſungen, die er im Bund der 
Landwirte und in den Parlamenten vertrat, 
ſtehen wie man will, man wird zugeben müſſen, 
daß er ein Kerl war, der Haltung bewies, der 
Zivilcourage beſaß und der ſeine Gegner, zu 
denen alle Nutznießer des Parlamentarismus 
gehörten, auf die Hörner zu nehmen verſtand. 
Er war einer der führenden Köpfe des oſtdeut⸗ 
ſchen Großgrundbeſitzes und ſpielte durch die 
Schroffheit und Treffſicherheit ſeines Urteils in 
manchen ſchwierigen innerpolitiſchen Situationen 
der Vorkriegszeit eine mitbeſtimmende Rolle, ob⸗ 
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wohl er niemals einer der Berliner Zentral⸗ 
behörden angehört hat. In dem vorliegenden 
Buch berichtet er über ſein Leben als Soldat, 
Landwirt und Politiker. Denen, die Indis⸗ 
kretionen und Pikanterien von ihm erwarten, 
rät er von vornherein, ſein Buch nicht zu 
leſen, da er nicht die Abſicht hat, ſie zufrieden 
zu ſtellen. Doch teilt er viel aus ſeinen politi⸗ 
ſchen Reden und feinen IInterhaltungen mit 
führenden Politikern der Vorkriegszeit und der 
Kriegsjahre mit, Reden und Unterhaltungen, die 
immer wieder die Eigenheit und Starrheit ſeiner 
Haltung in nationalen und verfaſſungsrechtlichen, 
in wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen hervor⸗ 
treten laſſen. Das Buch ſchließt ab mit ſeinem 
letzten Auftreten im Reichstag, wo er im Jahre 
1930 die Affäre der verhafteten Ulmer Offiziere 
zum Anlaß nahm, um vor der Gefahr einer 
moraliſchen Zerſetzung der Reichswehr durch die 
damaligen verantwortlichen Stellen zu warnen. 
Zu der Entwicklung ſeit 1933 äußert er ſich 
nicht. Man kann das von ihm nicht erwarten. 
Dr. K. 

Spanien im Umbruch. Die räumlichen und 
eiftigen Grundlagen der ſpaniſchen Wirren. 
on Dr. Johannes Stoye. Verlag 
B. G. Teubner, Leipzig und Berlin 1936. 
67 Seiten. Mit 9 Kartenſkizzen. — Heft 2 
der Hefte zum Weltgeſchehen, Macht und Erde, 
herausgegeben von Dr. Karl ushofer und 
Dr. Ulrich Crämer. Preis 1,40 RM. — Vom 
Raum, Blut und Geiſt ausgehend, . der 
Verfaſſer, unter Berückſichtigung der Geſchichte 
das ſpaniſche Staatsdenken und den Charakter 
des Spaniers darzuſtellen. Des knappen 
Raumes wegen mußte er ſich mit einer ſkizzen⸗ 
haften Darſtellang begnügen. Wenn man von 
der ungeſchickten Wiedergabe der vielen Zitate 
und Hinweiſe abſieht, muß man den Verſuch des 
Verfaſſers als gelungen bezeichnen. Die Ent⸗ 
wicklung des ſpaniſchen Individualismus tritt 
deutlich hervor. Die vernichtende Einwirkung 
franzöſiſcher Einflüſſe läßt die eigentümlich⸗ 
frende Stellung Spaniens und feiner Bewohner 
zu Europa erkennen. Die ſelbſt für ſpaniſche 
Verhältniſſe umfangreichen und ununterbrochenen 
Wirren des 19. und 20. Jahrhunderts ent⸗ 
ſprangen den weſensfremden Verfaſſungen und 
dem Parlamentarismus. Die große Ausein⸗ 
anderſetzung, die gerade jetzt Spanien erſchüttert, 
wird in ihrer grundſätzlichen Bedeutung unter⸗ 
ſucht. Auch der Hiſpandamerikanismus, der in 
neuerer Zeit die allgemeine Aufmerkſamkeit 
erregt hat, wird in ſeinen Grundzügen darge⸗ 
ſtellt. Stoye gibt mit ſeiner Schrift jedem, der 
ſich mit den ſpaniſchen Fragen beſchäftigen will, 
gedankenvolle Anregungen. KOB. 
Die Oſtdeutſche Lebenswende Friedrichs des 


Großen. Von Dr Kurt Hinze. Verlag 
von Julius Beltz, e e 
1935. 52 Seiten. Preis 0,80 AM. — Ein 


bekanntes Thema wird hier noch einmal be⸗ 
handelt: die Küſtriner Feſtungshaft des jungen 
Friedrich, die Zeit, in der ſich die innere Wand⸗ 
lung des Konprinzen zum Preußen vollzog, die 
ihn reif machte, die geſchichtliche Aufgabe, die 

i ften geſtellt war, zu vollenden. K. 
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